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und Offiziere bedürfen dazu der Erlaubnis des Oberkommandos. Zu
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Der rumäniſche
unterzeichnet.

Bukareſt, 7. Mai. Der Friedensverirag mit Ru-
wänlen iſt heule um 11 Ahr vormiliags von den Bevollmächligten
der vier verbündelen Mächte unkerzeichnet worden. Die feierliche
Schlußſitzung, in der die Unlerzeichnung erfolgie, fand unker dem Vorſitz

des Sialsſekreiärs v. Kühlmann im Schloſſe Cokroceni und zwar in
demſelben Raume ſtatt, in dem ſeinerzeit der Einkrikt Rumäniens in den

Weltkrieg beſchloſſen wurde. Der Friede wird den Namen „Friede
von Bukareſt führen. Der Worllaut des Verlrages wird alsbald
veröffentlicht werden.

Ueber den Jnhalt des Friedensvertrages
macht Wolffs Bureau folgende Angaben:

Der heute unterzeichnete Friedensvertrag zwiſchen Deutſchland,
Oeſterreich-Ungarn, Bulgarien und der Türkei einerſeits und Rumänen
anderſeits beſagt in der Einleitung, daß die genannten Mächte beſchloſſen

aben, die Friedenspräliminarien vom 5. März in einen endgültigen
iedensvertrag umzugeſtalten.

Das 1. Kapitel betrifft die Wiederherſtellung von Friede und
ger afe und beſtätigt in Arlikel 1, daß der Kriegszuſtand beendet iſt,
und daß die vertragſchließenden Teile entſchloſſen ſind, fortan in Friede
und Freundſchaft miteinander zu leben.

n Arkikel 2 wird beſtimmt, daß die diplomaliſchen und konſula
riſchen Beziehungen zwiſchen den vertragſchließenden Teilen ſofort nach
der Ratifikation des Friedensvertrages wieder aufgenommen werden,
und daß wegen der Zulaſſung der beiderſeitigen Konſuln weitere Ver
einbarungen vorbehalten bleiben.

gpiſel 2 regelt die e l ernng der rumäniſchen Streilkräfte,die unmittelbar nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages nach
Maßgabe der genaueren Beſtimmungen durchgeführt werden ſollen.
Dieſe beſagen im weſentlichen, daß die Diviſionen, die zur Zeit in Beß
arabien verwendet werden, zwei Jnfanteriediviſionen und die zwei Ka-

lleriediviſionen der rumäniſchen Armee auf Kriegsſfärke bleiben, bisidolge der in der Ukraine durchgeführten militäriſchen Operationen der

verbündeten Mächte eine Gefahr für die Grenze Rumäniens nicht mehr
beſteht. Die übrigen acht Diviſionen ſollen in der Moldau in verringerter
Friedensſtärke bleiben. Alle übrigen rumäniſchen Truppenteile, die
nicht im Frieden beſtanden haben, werden n Die aktive Dienſt-
zeit bleibt die gleiche wie im Frieden. Reſerviſten ſollen bis zum allge
meinen Friedensſchluß nicht zu Uebungen eingezogen werden. Die in-
folge der Herabſetzung oder Auflöſung verfügbaren Geſchätze, Maſchinen
gewehre und Waffen, Pferde, Wagen und Munitjonsbeſtände werden
bis zum Abſchluß des allgemeinen Friedens dem Oberkommando der
verbündeten Streitkräfte in den beſetzten Gebieten Rumäniens zur Auf-
bewahrung übergeben werden, wo ſie von rumäniſchen Depottruppen
unter der Oberaufſicht des Oberkommandos bewacht und verwaltet wer
den. Die rumäniſchen Truppen ſollen bis zur Räumung der beſetzten
Gebiete in der Moldau verbleiben. Die demobiliſierten Mannſchaften

dem rumäniſchen Oberbefehlshaber in der Moldau tritt ein General
r der verbündeten Mächte mit Stab, zu dem Oberkommando
der verbündeten Streitmächte in den beſetzten rumäniſchen Gebieten
ein rumäniſcher Generalſtabsoffizier mit Stab als Verbindungsoffizier.
Die rumäniſchen Fluß und Seeſtreilkräfle werden bis zur Klärung der

in Beßarabien in ihrer vollen Bemannung und Ausrüſtung
aſſen.

Kapitel 3 regelt die Gebielsablrekungen. Ueber die nach Nr. 1
der Friedenspräliminarien von Rumänien abzulretende Dobrudſcha wird
beſtimmt, daß Rumänien das ihm nach dem Bukareſter Friedensvertrag
von 1913 zugefallene bulgariſche Gebiet an Bulgarien mit einer Grenz
berichtigung zu deſſen Gunſten wieder abkrikkt. Die neue bulgariſche
Grenze iſt auf einer Karte, die einen weſentlichen Beſtandteil des
Friedensvertrages bildet, verzeichnet. Eine aus Vertretern der ver-bdündeten Mächte zuſammengeegie Kommiſſion ſoll alsbald nach Unter
zeichnung des Friedensvertrages an Ort und Stelle die neue Grenz-
linie in der Dobrudſcha feſtſtellen und vermerken.

An die verbündeten Mächte tritt Rumänien die nördlich der ſoeben
erwähnten Grenzlinie liegende Dobrudſcha ab, und zwar zwiſchen der
Gabeiunng des Siromes und dem Schwarzen Meere bis zum St. Georgs
arm. Die verbündeten Mächte werden dafür Sorge tragen, daß Ru-
mänien einen geſicherken Handelsweg nach dem Schwarzen Meere über
CzernawodaConſtanza erhält. Rämänien iſt ferner damit einver-
ſtanden, daß ſeine Grenze zugunſten Ungarns eine Berichti-
gung erfährt. Die neue Grenze beginnt beim Eiſenbahndurchlaß weſtlich
TurnSeverin, ſüdlich Dudaſa (er iſt in Artikel 2 des Friedensvertrages
genau beſchrieben, auf einer anliegenden Karte, die ebenfalls einen
weſentlichen Beſtandteil des Friedensvertrages bildet, eingetragen) und
endet am Pruth, einen Kilometer öſtlich Lunca. Zwei gemiſchte Kom
miſſionen ſollen unmittelbar nach der Ratifizierung des Friedensver

es an Ort und Stelle die neue Grenzlinie feſtſtellen und anmerken.
Das Skagisverm in den rumäniſchen Gebiekeneht ohne e ohne Laſten 6 unter Wahrung der

rauf ruhenden Privatrechte, auf die dieſe Gebiete erwerbenden Staa
en über. Aus der früheren Zugehörigkeit der Gebiete zu Rumänien
ollen ſich weder für dieſe Staaten noch für die erwerbenden Staaten
rgendwelche Verpflichtungen ergeben.

Jm übrigen werden diejenigen Staaten, denen abgetretene Gebiete
zufallen, mit Rumänien unter anderem Vereinbarungen über folgende
Punkte treffen: 1. über die 5 der bisherigen rumä-
niſchen Bewohner dieſer Gebiete, wobei ihnen jedenfalls ein Options-
ind Abzugsrecht gewährt werden muß; 2. über die Auseinanderſetzung

wegen des Vermögens dex durch die neue Grenze zerſchnittenen Kom
inalbezirke; 3. über die Auseinanderſetzung wegen der Archive, 4. über

die Behandlung der neuen Grenze; 5. und 6. über die Wirkung der
diet: auf Diözeſanbezirke und die Staatsverträge. Ru

Gebiete ſowie der Sicherheit des

Friedensvertrag

Kapitel 4 behandelt die Kriegseniſchädigungen und beſagt in Artikel
13: Die vertragſchließenden Teile verzichten gegenſeitig auf den Erſatz
ihrer Kriegskoſten, d. h. der ſtaatlichen Aufwendungen für die Krieg-
führung. Wegen der Regelung der Kriegsſchäden bleiben beſondere
Vereinbarungen vorbehalten.

Kapitel 5 betrifft die Regelung in dem beſetzten Gebiete. Art. 14:
Die von den Streitkräften der verbündeten Mächte beſehlen rumäniſchen
Gebiete werden vorbehaltlich der Beſtimmungen über die Gebietsab-
tretungen zu einem ſpäter zu vereinbarenden Zeitpunkt geräumt werden.
Während der Zeit der Beſetzung wird die Stärke des Beſatzungsheeres,
abgeſehen von den in wirtſchaftlichen Betrieben verwendeten Forma-
tionen, ſechs Diviſionen nicht überſteigen.

Arlikel 15:. Bis zur Ralifikation des Friedensvertrages bleibt die
gegenſeitige Okkupafionsverwaliung mit den bisher ausgeübten Befug-
niſſen beſtehen, doch iſt der rumäniſchen Regierung anheimgegeben, als
bald nach Unterzeichnung des Friedensvertrages behufs Ergänzung des
Beamtenkörpers die ihr geeignet erſcheinenden Ernennungen und Ent-
laſſungen vorzunehmen.

Artikel 16: Nach der Ratifikation des Friedensvertrages wird die
Fivilverwallung der beſetzen Gebiele den rumäniſchen Behörden nach
Maßgabe des Artikels 17 bis 23 wieder übergeben werden. In dieſen
Artikeln wird u. a. beſtimmt, daß, dem Wunſche der rumäniſchen Re
gierung entſprechend, bis zur Räumung der beſetzten Gebiete dem
rumäniſchen Miniſterium je ein Zivilbeamter der Okkupationsverwaltung
beigeordnet werde, um den Uebergang der Zivilverwaltung auf die ru-
mäniſchen Behörden tunlichſt zu erleichtern. Ferner haben die rumä-
niſchen Behörden den Anordnungen zu entſprechen, die die B
haber des Beſahzungsheeres im Intereſſe der Sicherheit der beſetzten

r e h
Die Verk insbeſondere Eiſenbahn, Poſt und Tele

graph, werden bis auf weilleres in militäriſcher Verwalkung bleiben.
Die Rückwanderung in die beſeßlen Gebiete ſoll nur in dem Maße

erfolgen, wie die rumäniſche Regierung den Unterhalt der Rückwanderer
durch eine entſprechende Einfuhr von Lebensmitteln aus der Moldau
oder aus Beßarabien ſicherſtellt. Nach der Ratifikation des Friedens
vertrages wird das Beſetzungsheer Reauiſitionen nicht mehr vornehmen.
Das Recht des Oberkommandos zur Requiſition von Getreide, Hülſen-
früchten, Futtermitteln, Wolle, Vieh und Fleiſch aus den Erzeugniſſen
des Jahres 1918, ferner von Hölzern ſowie von Erdöl und erdölartigen
Erzeugniſſen bleibt jedoch beſtehen, ebenſo das Recht, wegen der Ge-
winnung der Verarbeitung, der Beförderung und Verteilung dieſer Pro
dukte die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Von der Ratifizierung
des Friedensvertrages an wird der Anlerhalt des Beſeßungsheeres mit
Ausnahme der dafür vorgenommenen Requiſition auf Koſten Rumä
niens erfolgen. Die anderen requirierten Gegenſtände werden von
den verbündeten Mächten aus eigenen Mitteln bezahlt werden. Die
Aufwendungen, die aus Mitteln der verbündeten Mächte in den beſetzten
Gebieten durch öffentliche Arbeiten mit Einſchluß der gewerblichen Un
ternehmungen gemacht worden ſind, werden dieſen Mächten bei der
Uebergabe erſetzt werden. Bis zur Räumung der beſetzten Gebiete
erden dieſe gewerblichen Unternehmungen in militäriſcher Verwaltung

eiben.
Kapilel 6 enthält die Regelung der Donanſchiffahrk. Danach wird

Rumänien mit den verbündeten Mächten eine neue Donanſchiffahrtsakle
abſchließen. Die Verhandlungen darüber ſollen möglichſt nach Ratifi
zierung des Friedensvertroges in München beginnen. Für den Strom
von Braila abwärts mit Einſchluß dieſes Armes wird die europäiſche
Donau kommiſſion unter dem Namen Dangu-Mündungskemmiſſion als
dauernde Einrichtung aufrechterhalten bleiben. Sie wird fortan nur
aus Vertretern von Staoten beſtehen, die an der Donau oder an der
euronäiſchen Küſte des Schwarzen Meeres gelegen ſind. Rumänien
gewährleiſtet den Schiffen der andern vertraaſchließenden Teile den
freien Verkehr ouf dem rumäniſchen Teile der Donau mit Einſchluß der
zugehörigen Häfen und wird von ihren Schiffen und Flößen und von
deren Lodung keine Gebühr erhbeben, die ſich lediglich auf die Tatſache
der Befahrung des Stromes gründet; auch wird Rumänien künftig auf
dem Strom keine Gebühren und Abgaben als die durch die neue Schiff-
fahrtsakte zugelaſſenen erheben.

Deutſchland, Oefterreich-Ungern, Bulogrien die Tärkei und Ru-
mänien haben das Recht, auf der Donau Kriegsſchiffe zu halten. Dieſe
dürfen ſtromabwärts bis zum Meere ſtromaufwärts bis zur oberen
Grenze des eigenen Staatengebietes fohren. Sie dürfen aber mit dem
Ufer eines andern Staates nur mit Zuſtimmung dieſes Staates in Ver
fehr treten. Jede der an der Donaumündung vertretenen Mächte bat das
Recht, je zwei leichte Kriegsſchiffe als Stoationsſchiffe an der Donau-
mündung zu halten. Dieſe können ohne beſondere Ermächtigung bis
nach Braila hinaus Aufenthalt nehmen.

Das Kapitel 7 behandelt die Gleichſtellung der Religiansbekennl
niſſe in Rumänien. Es wird u. a. beſtimmt, daß die Verſchiedenheit
des Religionsbekenntniſſes in Rumänien keinen Einfluß auf die Rechts
ſtellung der Einwohner. insbeſondere auf ihre politiſchen und börger
lichen Rechte ausübt. Dieſe Beſtimmung wird auch inſoweit zur Durch-
führung gebracht, als es ſich vm die Einbürgerung auch der ſtaatsloſen
Bevölkerung Rumäniens mit Einſchluß der Juden handelt.

Das Kapitel 8 enthält die Schlnbeſimmungen. Danach werden die.
wirtſchafklien Beziehungen in Einzelverträgen geregelt, die, ſoweit
nicht eine Aenderung beſtimmt iſt, gleichzeiſfig m dem Friedensverirage
in Kraft kreten. Das Gleiche giſt von der Wiederherſtellung der Rechts
beziehnngen, der Regelung von Kriegs und Zivilſchäden, des Anstauſchs
der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten uſw. Die Ratifikations-
urkunden ſollen möglichſt bald in Wien ausgetauſcht werden.
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Nach Unterzeichnung des Friedensvertrages mit Rumänien hat
Staatsſekretär von Kühlmann Bukareſt verlaſſen. Er begibt ſich in Ge
ſellſchaft des Miniſterpräſſdenten Radoslawow zu einem kurzen
Beſuch nach Sofiag und wird von dort mit dem Balkanzug die Heimreiſe
nach Berlin antreten. Den Staatsſekretär begleiten der Geſandte von

efehls miniſterium (Finangkommiſſariat)

mar ige

Eine Anterredung in der ruſſiſchen

Botſchaft.
Ein führendes Mitglied der großruſſiſchen

Vertretung zu Berlin äußerte ſich dem Vertreter des wirt
ſchaftlichen Nachrichtendienſtes des Deutſchen Ueberſeedienſtes über
die augenblickliche Lage in Rußland in folgenden Aus
führungen, die in wirtſchaftlicher Beziehung neues und wertvolles
Material enthalten:

Die Oeffentlichkeit in Deutſchland erfährt heute nicht viel über
die Lage der Dinge in Rußland, was ihr durch gelegentliche Tele
gramme und ſonſtige Zeitungsnachrichten bekannt wird, ſtammt
zumeiſt aus dem Lager der Oppoſition, und iſt, abgeſehen von oft
mals bewußter Entſtellung oder Uebertreibung, an und für ſich wenig
geeignet, zutreffende Vorſtellungen über die tatſächliche Sachlage in
Rußland zu vermitteln. Ganz beſonders iſt die Unterbrechung
der poſtaliſchen Verbindungen zwiſchen Rußland und
Deutſchland zu bedauern. Die bolſchewiſtiſche Regierung hat ihrer
Wiederherſtellung bisher leider nicht die erforderliche Sorgfalt
widmen können, da ſie mit andern Dingen im eigenen Hauſe alle
Hände voll zu tun hatte, jedoch hofft ſie, daß wenzgſtens der
öffentliche Nachrichtenverkehr bald wieder normalen
Verlauf nehmen wird. Jnsbeſondere glaubt ſie auch ihre Lage nun
mehr ſo weit gefeſtigt zu haben, daß die Preſſe in ihrer Er
ſcheinungsfreiheit nicht mehr behindert zu werden braucht.
Etwa vom Mai an werden daher die meiſten ruſſiſchen Zeitungen
wieder regelmäßig zur Ausgabe gelangen und ins Ausland be
fördert werden können.

Seit dem Januar beginnen die ehemaligen Beamten und
Angeſtellten wieder zu ihrer Tätigkeit zurück

al7 e u z ein J in we 5 enomz e K.n rufftfchen Geſetze aufgedoben worden ſind. Ste
ſind vielmehr nach wie vor un Kraft und Geltung, ſoweit
ſie mit den Grundſätzen der jetzigen demokratiſchen Republik nicht
in ſtriktem Widerſpruch ſtehen.

Ueberaus ſchwierig iſt natürlich die Finanzlage Rußlands
Hoffnungslos ift ſie dagegen nicht. An den finanziellen Nöten der
Ukraine gemeſſen, kann man ſie ſogar ausſichtsvoll nennen, weil
wir immerhin über Goldbeſtände verfügen und diefe durch
intenſiveren Abbau unſerer uraliſchen und ſibiriſchen Goldvor
kommen weiter vermehren können. Wir beſitzen genug an Getreide
produzierenden Gebieten und haben ſchon allein in unſeren reichen
Waldbeſtänden und in den Ueberſchüſſen des Flachsbaues Export
möglichkeiten, die in Zukunft die Solidſtät der großruſſiſchen
Außenhandelsbilanz beträchtigt unterſtützen könnten.

Was die Nichtigkeitserklärung der ruſſiſchen
Anleihen anlangt, ſo war ſie einfach durch das Gebot einer
offenen und ehrlichen Politik vorgeſchrieben, da hierdurch eine be
reits ſeit längerer Zeit beſtehende faktiſche Zahlungsunfähigkeit (die
allerdings nur eine partielle iſt) freimütig bekannt und ausge
ſprochen wurde. Zur Zeit beſitzt Rußland keine Außenern
künfte, da der Außenhandel ſo gut wie zum. Stillſtand gekommen
iſt. Dagegen wird unzutreffend angenommen, daß auch die inne
rn Einnahmequellen des Landes gänzlich verſiegt ſind.
Freilich ſind die Eingänge aus direkten Steuern zunächſt noch un
erheblich, doch weiſen ſie in letzter Zeit eine Beſſerung auf. Der
Bauer auf dem Lande will allerdings von der Einkommenſteuer
nichts wiſſen, die noch von der proviſoriſchen Regierung eingeführt
wurde, ihm iſt daher nur mit indirekten Steuern beizukommen. Die
Eingänge aus dieſen ſind aber nicht unbeträchtlich, deshalb muß
das Syſtem der indirekten Beſteuerung zunächſt beibe-
halien und eventuell noch weiter ausgebaut werden, ſei es durch eine

Art von Monopoliſierung gewiſſer Handels oder
auch ganzer Erwerbszweige, ſer es durch anderweitige
Maßnahmen. Soeben iſt aus Moskau die Nachricht eingetroffen,
daß ein Dekret der Regierung die bereits ſeit längerer Zeit ge
plante Monopoliſierung des geſamten Außenhandels nunmehr end
gültig verordnet hat.

Grundſätzlich ſteht die bolſchewiſtiſche Regierung auf dem Boden
des Alkoholverbots. Jedoch können immerhin Umſtände ein
treten, die zu einer begrenzten Rückkehr zum Alkoholmonopol führen
Hierdurch ließen ſich unter den augenblicklichen Verhältniſſen nicht
nur ſehr bedeutende Einkünfte erzielen, ſondern ein ſolches Monopol
würde auch für die Volkswirtſchaft erhebliche Erſparniſſe an Krner
früchten bedeuten, von denen jetzt größere Mengen in irrationeller
Weiſe beim geheimen Branntweinbrennen verbraucht werden.

Die allgemeine wirtſchaftliche Lage Rußlands iſt
naturgemäß äußerſt ſchwierig. Wenn aber von einem allgemeinen
Zuſammenbruch der Produktionskräfte geſprochen wird, ſo iſt das
unzutreffend. Die ſogenannte Sozialifierung oder Nationalifierung
von Privatbetrieben hat nur dort ſtattgefunden, wo es das Staats
intereffe gebot, und meiſt auch nur dann, wenn ſämtliche Verſuche,
mit der Leitung des Unternehmens zuſammenzuarbeiten, auf völlige
Ablehnung ſtießen. Jn einer großen Anzahl von Fällen iſt eine
Einigung erzielt worden und es iſt daher unrichtig zu ſagen, daß
alle Werke ſtill ſtehen. Viele Betriebe arbeiten auch
noch heute, die meiſten allerdings in beſchränktem Umfange. Die
Arbeitsdirektorien ſind nicht ſo bösartig, wie ſie ge
ſchildert werden. Direkte Einmiſchungen in den Geſchäftsbetrieb
kommen in letzter Zeit immer weniger vor. Bei der Schließung
von Fabriken muß ferner im Auge behalten werden, daß oft nichtderungen

J wird der Unterzei des Friedensvertrages die ause Gebieten ehe Offiziere und Mannſchaften auf
Antrag entlaſſen und ihnen die Rückkehr in die

Roſenberg und Legationsrat Freiherr von Lersner, ſowie der Ge
ſandte Graf Oberndorff, der auf ſeinen Poſten zurückbegibt.

ſo ſehr die Sozialiſierung des Betriebes, als
Urſachen, wie Mangel an Rohſtoffen und
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Eiten der Zufuhr, die Stillegung ihrer Betriebe verurſacht haben.

Die Sozialiſierungsmaßnahmen werden außerdem nicht ausnahms-
los auf alle Jnduſtriezweige angewandt, ſondern berückſichtigen je-
weils die obwaltenden Verhältniſſe und vermeiden nach Möglich-
keit die Lahmlegungen vorbandener Kräfte. So iſt z. B. von einer
Sozialiſierung der naphtha induſtriellen Betriebe
überhaupt Ahſtand genommen worden. Außerdem iſt die Naphtha
induſtrie in Erohrußland eine der wichtigſten Jndu
ſtrien zu werden. Man chligt, bei dem veſtehenden K
mangel, künftighin der Rohölfener vorzugsweiſe
achtung zu ſchenken, ſo daß in verſtärktem Maße darauf Bedacht
eenommen werden muß, die Produktwität der Raphthainduftrie auf
dem beſtehenden Niveau zu erhalten.

Für den Warenaustauſch mit Deutſchland kommen
in Großrußland zunächſt mannigfache Vorräte an allerhand Waren
in Betracht, die ſich an verſchiedenen Stapelplätzen angeſammelt
haben. Größere Mengen an Rohmetallen, Rohſtoffen,
auch Textil- und Kolonialwaren liegen z. B. in
Archangelſk, Murman und andern Plätzen. Auch die Umſchlaghäfen
der Binnenſchiffahrtslinien ſind vielfach mit Waren vollgepfropft.
Außer manchen anderen Gebieten könnte in erſter Linie Weſtſibirien
größere Ueberſchüſſe an Lebensmitieln abgeben. Leider ſind die
Transpori verhältniſſe und das iſt jetzt der allergrößte
Uebelſtand in Rußland in einem derartig zerrütteten
Zuſt an de, daß ein Abtransport der Güter nach Deutſchland mit
ruſſiſchen Eiſenbahnwagen ſchwer zu ermöglichen ſein dürfie. Es
gebricht dort vor allen Dingen an brauchbaren Güterwagen.
Es müßten daher deutſcherſeits Verſuche gemacht werden, Mittel
und Wege zu finden, um die erforderliche Warenmenge für
ruſſiſche Spurweite disponibel zu machen, dann würde
ſich aus Großrußland mit Unterſtützung der
solſchewiſtiſchen Regierung viel herausholen
laſſen. Eine Obſtruktion, wie ſie vielfach jetzt in der Ukraine
von Keinruſſiſchen Bauern ausgeübt wird, iſt in Großrußland nicht
zu befürchten.

Wenn in deutſchen Zeitungen viel von Nahrungsmitittel-
mangel in Rußland zu leſen iſt, ſo gilt dies nur unter gewiſſen
Einſchränkungen. Die Großſtädte leiden allerdings Mangel an ver-
ſchiedenen Lebensmitteln, die Provinzſtädte dagegen weniger und die
Keinen Städte und das flache Land, mit Ausnahme der Mißwachs-
gediete, überhaupt nicht, ſtellenweiſe herrſcht ſogar Ueberfluß. Dem-
nach ſind die Lebensmittelpreiſe, je nach dem Gebiet, gänzlich ver
ſchieden.

Die ruſſiſchen Privatbanken haben als ſolche zu be
ſtehen aufgehört und ſind heute Zweigſtellen der ruſſiſchen Staats-
bank, die jetzt Nationalbank oder Bank der ruſſiſchen Volksrepublik
heißt. Die Aktien der früheren Privatbanken ſind Staatseigentum
geworden. Bezüglich der Auseinanderſetzung mit den früheren
Aktionären ſind noch keine endgültigen Beſchlüſſe gefaßt. Ein gang-
barer Weg wird aber wohl gefunden werden. Unzutreffend iſt die
Nochricht deutſcher Zeitungen, daß den ruſſiſchen Privatbanken ge-
ſtattet ſei, ihre Tätigkeit wieder aufzunehmen. Es beſteht nicht die
Abſicht, ſie wieder erſtehen zu laſſen. Dagegen ſind die auf ge
noſſenſchaftlicher Grundlage in Rußland tätigen Banken, wie z. B.
die Moskauer Volksbank, nicht geſchloſſen worden, ſondern arbeiten
in bisheriger Weiſe weiter.

Die Ausfuhrmöglichkeiten aus der Ukraine wer-
den von den maßgebenden Stellen in Moskau ſkeptiſch beurteilt. Jn
Großrußland ſind die Ausſichten günſtiger. Der großruſſiſche Bauer
iſt im Grund gutmütig und leicht zu leiten. Außerdem iſt ſein
Verhältnis zur Moskauer Regierung vollkommen geklärt, er ſteht
treu zu ihr. Indeſſen und dies könne nicht ſtark genug unter
ſtrichen werden müßten deutſcherſeits alle An
ſtrengungen darauf gerichtet werden, die für ruſſiſche
Spurenweite erforderliche Zahl von Eiſenbahn-
wagen für den Abtransport der ruſſiſchen Ware nach Deutſchland
verfügbar zu machen, da ſonſt, ungeachtet aller ruſſiſcherſeits
übernommenen Lieferungspflichten, dieſe ſelbſt nur auf dem Papier
ſtehen würden. Die Löſung dieſer Aufgabe erſcheint um ſo dringen-
der, als von anderer Seite auf dasſelbe Ziel gerichtete Beſtrebungen
vielleicht deutſchen Bemühungen zuvorkommen könnten.

Deutſcher Reichstag.
160. Sitzung, Dienstag, 7. Mai, 2 Uhr.

Am Bundesraistiſche: Frhr. v. Stein.

Aufragen.
Abg. Wendel (Soz.) fragt nach den Gründen für das Verbot

der Einfuhr der Wiener Arbeiterzeitung, während die Einfuhr
der Preſſe des neutralen und auch des feindlichen Auslandes un-
beſchadet ihrer Stellung geſtattet ſei.

Oberſt v. d. Bekgh: Das Verbot der Einfuhr und des Vertriebs
der Wiener Arbeiterzeitung war notwendig, weil das Blatt ſeit
längerer Zeit eine bedenkliche politiſche Verhetzung betrieb. (Hört,
hört! b. d. Soz.) Jn beſchränktem Umfange wird aber vor allem
für die deutſche Preſſe und für die in politiſchen Leben ſtehenden
Perſönlichkeiten die Zeitung fortan zugelaſſen werden. Daß die
Einfuhr der Preſſe des neutralen und feindlichen Auslandes un-
veſchadet ihrer Stellung geſtattet ſei, trifft nicht zu.

Abg. Emmel (Soz.) führt Klage über die Erledigung von
Zenſurbeſchwerden der Mülhauſer Volkszeitung.

Oberſt v. d. BVergh: Die Oberzenſurſtelle iſt nicht zum Schutze
der Preſſe gegen willkürliche Zenſurmaßnahmen eingerichtet wor-
den. Dafür iſt vielmehr der Obermilitärbefehlshaber als Auf-
ſichts- und Beſchwerdefſtelle gegen die Anordnungen der Militär-
befehlshaber eingeſetzt worden. Beſchwerden über Zenſurmaß-
nahmen find zunächſt dem Militärbefehlshaber, in deſſen Bezirk die
Maßnahme getroffen iſt, zur Entſcheidung vorzulegen. Erſt wenn
er der Beſchwerde nicht nachkommt, ift ſie an den Obermilitär-
vefehlshaber weiterzugeben.

Abg. Ewald (Soz.): Betriebsüberſchüſſe der im Kreiſe Zauch-
Belzig geführten Reichs-Kriegswirtſchaftsſtellen ſind nach Berichten
der Preſſe zum Ankauf der Burg Eiſenßardt beſtimmt worden, die
zu einem Wohnſitz des Landesrates hergerichtet werden ſoll. Was
gedenkt der Reichskanzler zu tun, um eine ſolche Verwendung der
Ueberſchüſſe der Kriegswirtſchaftsftellen durch die Kreistage zu
verhindern

Direktor im Reichswirtſchaftsamt Müller: Die Beſchlüſſe der
Kreistage unterſtehen nicht der Aufſicht der Reichsbehörden.

Abg. Dr. MüllerMeiningen (Freiſ. Vp.): Die Entlaſſung des
Jahrganges 1869 des Landſturms iſt nunmehr verfügt worden.
Zur allgemeinen Ueberraſchung wird aber denjenigen dieſer älte-
ſten Landſturmleute die Entlaſſung verweigert, die ſich freiwillig
zum Militärdienſt geſtellt haben. Was gedenkt der Reichskanzler
zu tun, um dieſe Härte gegenüber den älteſten verdjenten Land
ſturmleuten im Intereſſe unſeres Wirtſchafislebens ſo raſch wie
möglich zu beſeitigen?
Oberſt v. Braun: Die vom Kriegsminiſterium verfügte Ent

laſſung der älteſten, auch jetzt noch wehrpflichtigen Jahrganges 1869
vegieht fich nur auf die Perſonen, die auf Grund der Landſturm
rolle, ſo infolge geſetzlichen Zwanges zu den Fahnen einberufen
worden ſind. Die Landſtürmer, die ſich freiwillig gemeldet haben,
unterliegen nicht der Beſtimmung des F 98 der Wehrordnung, gelten
vielmehr als für die Kriegsdauer angenommen und haben als
h Anſpruch auf Entlaſſung erſt bei Demobiliſation.Se haben dieſe Leute, a e ſich in den Auguſttagen
1914 meldeten, nicht mit einer ſo langen Kriegsdauex gerechnet.
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notwendig, weil ſonſt die ukrainiſche Regierung ihre Pflicht nichterfüllt hätte. Ob die neue Regierung gro ruſſiſch orientiert ſei,
müſſe zunächſt einmal abgewartet werden. Jn einem Zuſammen
ſchluß Großrußlands und der Ukraine liege jedenfalls durchaus
keine Gefahr für Deutſchland und bilde auch kein Hindernis dafür,
daß wir uns in den Randſtaaten nach unſeren Bedürfniſſen ein
richten. Die Regierung dürfe aber nicht das ausführende Organ
der Reichstagsmehrheit ſein, denn das widerfpreche der Verfaſſung.
Der Kanzler müſſe vielmehr guf das „maßgebende Urteil der mili-
täriſchen Stellen“ jederzeit Rückſicht nehmen. Die Mehrheit des
Reichstags übe ganz offen einen ganz unzuläſſigen Einfluß auf die
Regierung aus.

Vizekanzler v. Paher äußerte ſich dann in einer einſtündigen
Rede ſehr eingehend über das ganze Gebiet der Oſtfragen. Er er-
klärte, das Ziel der deutſchen Regierung ſei, mit den von Rußland
losgelöſten Völkern in Friede und Freundſchaft zu leben. Der Weg
dazu ſei der der Verſtändigung, nicht aber der der Vergewaltigung.
Bei der Verſchiedenheit der Staaten könne aber nicht nach einer
Schablone gearbeitet werden, insbeſondere ſchon deshalb nicht, weil
an der Entſcheidung auch Oeſterreich beteiligt ſei. Unſer Ein-
ſchreiten in Finnland iſt veranlaßt worden durch militäriſche und
wirtſchaftliche Momente. Jm Kampf gegen die Finnländer ſtand
zweifellos auch reguläres ruſſiſches Militär, nicht nur die ruſſiſchen
Bolſchewiſten. Unſere Flanke in der Oſtſee war dadurch dauernd
bedroht, deshalb war es notwendig, dem Hilferuf der finniſchen
Regierung zu folgen und in Finnland einzurücken. Wir haben
dort nun ziemlich erreicht, was wir wollten, nämlich die Sicherung

Das Kriegsminiſterium' verſchließt ſich nicht der Härten, die ſich
aus der Zurückkehaltung dieſer Freiwilligen ergeben. Unter den
in Frage kommenden Perſonen befinden ſich aber viele Offigiere,
Aerzte, Beamtenſtellvertreter und Jnhaber anderer wichtiger
Dienſtſtellen, aus denen ſie ohne ſchwere Schädigung der militäri-
ſchen Intereſſen nicht ſofort herausgezogen werden können. Zu-
nächſt muß für entſprechenden Erſatz geſorgt werden. Nach Sicher-
ſtellung geeigneter Erfatzkräfte werden auch die älteſten Kriegs
freiwilligen auf ihren Wunſch entlaſſen werden.

Abg. Dr. NeumannHofer (Freiſ. Vp.) ſtellt eine längere An
frage im Jntereſſe der Induſtrie für Erſatzlebensmittel, die für
die Fortführung ihres Betriebes ab 1. Mai einer Genehmigung
bedürfen. Die geſtellten Anträge aber könnten erſt in Wochen, ja
in Monaten erledigt werden, ſo daß bei ſtrenger Durchführung der
Verordnung mit der Schließung zahlreicher Betriebe gerechnet wer
den müßte.

Unterſtaatsſekretär Dr. Müller: Bei der Durchführung einer
Verordnung, die das Wirtſchaftsleken ſo ſtark beeinflußt wie die
Verordnung über die Herſtellung von Erſatzlebensmitteln, ſind
in der Uebergangszeit Härten nicht zu vermeiden. Der Reichs-
kanzler hat jedoch eine Reihe von Erleichterungen vorgeſehen, wo-
nach bis Ende Mai die weitere Herſtellung von Erſatzlebensmitteln
zugelaſſen wird. Dem Verkauf ſolcher Waren ſollen keine Schwierig-
keiten gemacht werden.

Hierauf wird die Beſprechung des
Etats des Reichswirtſchaftsamts

fortgeſetzt.
Abg. Lieſching (Freiſ. Vp.): Die Kriegswirtſchaft hat in der

ganzen Bevölkerung eine gewaltige Erbitterung erregt, die Kriegs-
geſellſchaften tun ſo, als hätte der Staatsbürger überhaupt kein
Recht. Mit den neutralen Staaten ſollten wir über die Einfuhr
und Ausfuhr kurzfriſtige Verträge abſchließen. Den Lebensnot-
wendigkeiten der Neutralen wollen wir gern Rechnung tragen; aber
Nachgiebigkeit der Neutralen gegen Englands Wünſche bis zum
Aufgeben der Neutralität gegen uns dürfen wir uns nicht gefallen
laſſen. Wenn bei den Abmachungen mit den Neutralen höhere
Kohlenpreiſe erzielt werden, ſo dürfen dieſe nicht ausſchließlich
in die Taſchen einiger Kohlenmagnaten fließen, ſondern das Reich
muß ſeinen Anteil daran bekommen. Der Redner führt des
weiteren Klage über ungleichmäßiges Verhalten der Behörden bei
Beſchlagnahmen.

Abg. Hüttmann (U. Soz.): Die wirtſchaftlichen Gegenſätze
werden durch den Krieg außerordentlich verſchärft durch die An
häufung rieſiger Kapitalien auf der einen, durch Ausſperrung
auf der anderen Seite. Die Austragung der ſich daraus ergebenden
Konflikte wird im Kriege zurückgehalten, aber nach dem Kriege
wird es zu ſchweren Zuſammenſtößen kommen. Die Lebenshaltung
der Arbeiter hat ſich enorm verſchlechtert; Stiefel und Kleidung
können ſie ſich ſo gut wie gar nicht beſchaffen, und die Preiſe für
die Lebensmittel ſind weit ſtärker geſtiegen als die Löhne. Auch
die neuen Steuern belaſten in erſter Linie die Arbeiter; ſie laſſen
jeden ſozialen Zug vermiſſen. Auch das Kleingewerbe und der
Kleinhandel, die ſchon vor dem Krieg ungeheuer zurückgingen, ſind
zuſammengebrochen. Wie will man denn dieſen vernichteten Exi-
ſtenzen helfen? Etwa durch künſtliche Neubelebung der Klein
betriebe? Das wäre eine unverantwortliche Vergeudung an Ar
beitskraft, und gerade die Arbeitskraft brauchen wir nach dem
Kriege. Wir müſſen mit dem Raubbau von Arbeitskraft aufhören,
die wir während des Hrieges getrieben haben; die am 4. Auguſt
1914 veſeitigten Arbeiterſchutzbeſtimmungen müſſen wieder her-
geſtellt werden, die tägliche Arbeitszeit muß auf 8, für Jugendliche
auf 6 Stunden begrenzt werden, überhaupt iſt ein Ausbau des
Arkeiterſchutzes jetzt ſchon dringend notwendig. Eine der wich-
tigſten Aufgaben iſt die Beſeitigung der Hörigkeit für die Land
arbeiter. (Beifall b. d. U. Soz.)

Abg. Dombeck (Pole) verlangt vom Reichswirtſchaftsamt För-
derung ſozialer Maßnahmen.

Hierauf wird die allgemeine Ausſprache geſchloſſen.
Jn der Einzelberatung verlangt
Abg. Aſtor (Zentr.), daß die Einkaufsvereinigungen und

Warenbeſchaffungsſtellen des Einzelhondels als Großeinkäufer und
für die Uebergangz wirtſchaft als Großeinführer vom Reichswirt
ſchaftsamt anerkannt werden.

Abg. Behrens (D. Frakt.) wünſcht die Förderung des Obſtbaus.
Abg. v. VöhlendorfKelpin (Konſ.) triit für eine Förderung der

Binnenfiſcherei ein.
Abg. Sachſe (Soz.) weiſt auf die ſchlechte Lage der Kaliinduſtrie

hin, deren Verſtaatlichung ernſtlich ins Auge gefaßt werden ſollte.Eine Preiserhöhung könnte die Landwirtſchaft ſüt gut tragen,

ohne daß die Lebensmittel darum auch nur einen Pfennig teurer
werden brauchten. Gang beſonders leiden natürlich unter der

chlechten Lage dieſer Induſtrie die Arbeiter im Kalibergbau; ihre
e ſind um 4.27 M. geringer als die Löhne im Kohlenbergbau,

ebenfalls ſchon an ſich in gar keinem Verhältnis zu den Koſten
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Die Vorgänge in der Ukraine.
Anverantwortliches in der Armee von SEichhorn.

Rei s teilte der min mit, i wall gegen den Oſten geſchaffen, deſſen es dringend bedurfte unda a Heft der ite en wurde, die e es uns ſein wird. Bezüglich Eſtlands und Liv
in der Armee des Generals v. u „Au ngsgwecken“ ſteht die ng auf dem Boden der Antwort, die derve wird. Der Kriegsminiſter ſehnte Jede Ve rtung für Reichskanzler den Vertretern dieſer Länder im Gro Haupt
das Druckwerk ab und ichnete es als rtlich. In quartier gegeben hat. Die Zuſtände in Litauen ſind rt ver
dieſer Beurteilung der Druckſchrift waren ſich alle Mitglieder des worren, daß es eine geraume Zeit dauern wird, Dis dort eine eigene
Ausſchuſſes einig. Man forderte, daß auch die anderen vor Verwaltung geordnete e ſchaffen kann. der Ukraine

Peep wir durchaus kon mit der öſterreichiſchen Regierung.
die inneren Verhältniſſe einzumiſchen, haben wir nicht die Ab-

ſicht. Aber wir müſſen dort für die Sicherheit unſerer Truppen
beſorgt ſein und vor allen Dingen dafür, daß die zugeſagten Ge-
treidemengen von der Ukraine tatſächlich auch geliefert werden.
Herr v. Payer beſtritt dann, daß die deutſche Regierung irgendwie
an dem Regierungswechſel beteiligt war. Ein e geiege
der Reichsregierung und der Oberſten Heeresleitung beſtehe nicht,
die Regierung laſſe ſich nur von ihrem Pflichtgefühl leiten.

Abg. Haaſe (U. Soz.) erklärt, für die Situation ſei es ſehr
bezeichnend, daß Graf ſtarp mit der Oſtpolitik einverſtanden
fei. Es könne nicht bezweifelt werden, daß die Regierung unter
dem Druck der Oberſten Heeresleitung ſtehe. Die Regierung habe
niemals den Weg der Verſtändigung geſucht, ſondern überall den
Weg der Gewalt betreten. Die Behauptung, daß wir Finnland
befreien müßten, ſei ein plumper Täuſchungsverſuch. Die Depu-
tation, die aus Eſtland nach dem Großen Hauptquartier gekommen
war, war lediglich eine Vertretung der dortigen Ritterſchaft, nicht
aber des eſtniſchen Volkes. Das abſprechende Urteil über die ge-
ſtürzte Regierung der Ukraine ſei außerordentlich merkwürdig, denn
die deutſche Regierung habe mit denſelben Leuten Frieden ge
ſchloſſen und ſie erſt in ihre Stellen eingeſetzt. Von deutſcher reak-
tionärer Seite iſt den Ukrainern der Rat gegeben worden, an die
Bauern das Land nicht zu verteilen, ſondern zu verkaufen. Die
jetzige ukrarmniſche Koſakenregierung ſcheint gewillt zu ſein, dieſen
reaktionären Ratſchlag zu befolgen. Der Redner ſetzt dann aus
einander, daß der deutſche Oberbefehlshaber gar nicht berechtigt
war, den bekannten Feldbeſtellungsbefehl zu erlaſſen. Dieſes Vor-

ehen des Militärs muß Haß gegen uns auslöſen und den Wider
and ſtärken, uns Getreide zu verkaufen.

General v. Wrisberg glaubt, die Oberſte Heeresleitung
in Schutz nehmen zu ſollen gegen angebliche Angriffe des Vor
redners.

Abg. Gothein ſetzt dann in längeren Ausführungen aus
einander, daß der Weg, den die Regierung eingeſchlagen hat, um
ihr Ziel im Oſten zu erreichen, bedenklich ſei und durchaus nicht
mit Sicherheit zu den erſtrebten Zielen führen kann.

Die Verhandlungen werden am Mittwoch fortgeſetzt.
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der Lebenshaltung ſtehen. Jm Kalibergbau man auch das
Hilfsdienſtgeſetz zu umgehen, indem man behauptet, die Schlich
tungsausſchüſſe ſeien für die Lohnfrage hier nicht kompetent, weil
die Löhne im Kalibergbau geregelt ſeien. Das iſt natürlich ganz
falſch; dort ſind nur Mindeſtlöhne eingeſetzt. Ein Schlichtungs-
ausſchuß iſt auf dieſe Beweisführung auch hereingefallen; hoffent-
lich ſorgt das Kriegsamt für Remedur.

Direktor im Reichswirtſchaftsamt Dr. Müller teilt mit, daß
dem Reichstag in nächſter Zeit eine Novelle zum Kaligeſetz zugehen
werde. Es werde alles geſchehen, um den Kaliausbdau und den
Kalrabſatz zu fördern.

Abg. Sachſe (Soz.) wünſcht, daß im Reichsarbeitsblatt die
Löhne der ſächſiſchen Bergarbeiter in derſelben Weiſe aufgeführt
werden wie die andern.

Abg. Brey (Soz.) fordert die Einbeziehung der Lungentuber
kuloſe unter die in die Verpflichtungen der Berufsgenoſſenſchafien
fallenden Berufskrankheiten, da z. B. unter den Steinarbeitern
85 Prozent von der Lungenſchwindſucht ergriffen werden. Weiter
verlangt er den Auskau der Schutzbeſtimmungen und weiteſtgehende
Einführung von Aufſichtsmännern in geſundheitsgefährlichen Be
trieben. Beſonders die Benzolarbeiter, aber auch andere Rüſtungs
betriebe arbeiten unter beſonders gefährlichen Umſtänden. Die
Akkordarbeit in ſolchen Betrieben müßte aufhören. Es iſt em
pörend, wie dort mit Leben und Geſundheit der Arbeiter geſpielt
wird. Wir haben in einer Reſolution die Mittel und Wege ge
zeigt, wie Abhilfe zu ſchaffen iſt. Koſten dürfen dabei keine Rolle
nie (Lebh. Zuſt. dHierauf vertagt das Haus die Weiterberatung guf Mi2 Uhr. Nachher der Marineetat. n

Schluß 714 Uhr

Das Preußiſche Abgeordnetenhaus
hat am Dienstag die zweite Leſung der Verfaſſungsvorlage beendet und ſämtliche vom Zentrum geſtellten er Liche
rungsanträge ſten die Stimmen der Antragſteller abgelehnt.
Die Nationalliberalen erklärten, daß ſie zu den Anträgen noch
keine Stellung nehmen könnten, da ſie ihre Tragweite nicht zu
überſehen im tande ſeien. Die Freikonſervativen ſtellten ſich, ebenſo
wie die Konſervativen, auf den Standpunkt, daß die Sicherungen
„nur bedingten Wert“ hätten, und daß es vor allem darauf an
deren ſhrüng des gleichen Wahlrechts zu

charf bekämpft wurden die Sicheruder Linken, den herungen von den Rednern
bgg. Hirſch (Soz.), Dr. Pachnicke uStröbel (U. Soz.). n wies W alle e

rungen im Effekt darauf hinauslaufen, das glei ahlrechtilluſoriſch zu machen und das Parlament auszuſchalten. g
wandte ſich gegen die Taktik des Zentrums, das der Linken die
Zuſtimmung zum gleichen Wahlrecht ungeheuer erſchwere und von
den wirklichen Wahlrechtsfreunden einen Wucherpreis verlange.Die Anhänger des gleichen Wahlrechts müßten i unter ſolchen

Umſtänden allen Ernſtes überlegen, ob ſie nicht lieber auf die
Ware verzichten ſollen. Dem Zentrum komme es nicht darauf an,
ſeine kirchlichen Jntereſſen zu wahren, ſondern ſeine politiſcheMacht aufrechtzuerhalten. Am beſten aufgehoken ſeien die
Jntereſſen der Kirche bei der Sozialdemokratie, die bekanntlich
die Trennung von Kirche und Staat fordere und niemals ihre
Hand dazu bieten werde, die Freiheit und die Rechte irgendeiner
tirchlichen Richtung anzutaſten. Jm übrigen brauche man allzu
große Angſt vor den Sicherungen nicht zu haben, denn „Siche
rungen“ brennen manchmal durch. So werde es auch hier kommen.
Die Flut werde anſchwellen und den künſtlich errichteten Damm
niederreißen. Die r rkrgtie lehne die Sicherungen ab,
weil ſie ſich nicht mitſchuldig ma
fälſ a des Wahlrechtsverſprechens.
gleiche Wahlrecht diesmal, ſo ſei die Wahlrechtsbewe ung damit nich
zu Ende. Jn dem neuen Kampfe um das wirklich
gleiche Wahlrecht würden die Wahlrechtsfreunde aus den Vor
gängen der letzten Tage Waffen ſchmieden und ſie gegen diwenden, die offen oder verſteckt das Volk weiter in Re t

Scheitere d

oſigkeihalten und das Parlament zu einem Scheindaſein en
wollten.

Nach Ablehnung der Sicherungsanträge wandte ſich das Hauszu der Beſprechun der einzelnen ſümntungen n eine be
von Artikeln der Verfaſſung in der Richtung einer Erweiterung
des Budgetrechts des Herrenhauſes ergänzen wollen. Unſere Ge
noſſen Haeniſch und Hirſch griffen wiederholt in die Debatte ein,
um die reaktionären Beſtimmungen bekämpfen. Vergebens
Die Mehrheit lehnte ſämtliche Verbeſſerungsanträge ab, ſo denfortſchrittlichen Antrag, der eine Au obarkit des Herrenhauſes
vorſieht und den ſozialdemokratiſchen Antrag, wonach denzweimal hintereinander einem 83ar

auſes dem Entwurf Gedaß das xz immt hat, der König das Recht en mit n

en wolle an der Ver



4 W. p J 44

Die zweite Leſung des Ver
endet.

bleibt abzuwarten.
ür n Beginn der dritten Leſung iſt der Mont der

ratung des
n Woche in Ausſicht genommen. Bis dahin wi

e kleinere Vorlagen erledigen und in der
s fortfahren.

Nachdem die Berichterſtattung durch Beſchluß des Haupt
ausſchuſſes freigegeben iſt, gibt der Vorwärts den
ukrainiſch offiziellen Bericht über

die Verhaftungen in der Rada
wieder, den Gen. Scheidemann am Sonnabend im Haupt
ausſchuß des Reichstages verleſen hat. Er iſt vom 26. Avril
datiert und lautet:

Aus Kiew wird amtlich unter dem 28. d. M. gemeldet: Geſtern
um 4 Uhr nachmittags wurde das Gebäudc, in welchem die

ntralrada tagt, von Leuten in der Uniform deutſcher
ffiziere und Soldaten umzingelt und Mitglieder der

Zentralrada, ſowie auch Mitglieder der Regierung, die zu einer
Sitzung der Rada verſammelt waren, ſind unter ſucht und ver
haftet worden. Es wurde den Anweſenden befohlen, aufzuſtehen
und die Hände ltien. Die Behandlung war grob
und unhöflich. Der Proteſt des Präſidenten der Zentral-
rada, Profeſſor M. Hruſchewskyj, gegen eine Verhaftung der
Parlamentsmitglieder im Parlament ude blieb unbe
acht et. Ueberdies wurde gegen Profeſſor Hruſchewskyj Brachial-
gewalt angewandt. Während der Unterſuchung wurden Profeſſor
Hruſchewskyj alle privaten Schriftſtücke und Doku-
mente der Zentralrada weggenommen. Die Unter-
ſuchung dauerte 334 Stunden. Ohne Vorzeigen irgendeiner Bevoll-
mächtigung dazu wurden folgende Miniſter verhaftet: Miniſter des
r Tkatſchenko, Miniſter des Aeußern Lubhynskhj,

riegsminiſter Schubowskyj und der Direktor des politiſch
adminiftrativen Departements Kajewskyj.

Der deutſche Geſandte Freiherr Mumm v. Schwarzenſtein
wurde von dieſem Vorfall in Kenntnis geſetzt und befragt, ob der
Vorfall ihm, als Vertreter eines der Ukraine befreundeten Staates,
bekannt iſt. Der Geſandte wurde erſucht, den Fall der doutſchen
Regierung mitzuteilen. Die ukrainiſche Regerpng hat gegen eine
ſolche Handlungsweiſe vor dem deutſchen Geſandten einen ent
chiedenen Proteſt eingelegt und auf die ſchwerwiegen-
en e aufmerkſam gemacht, die das Eingreifen hervor

rufen kann. Der deutſche Geſandte hat einer Regie
rung von dem Ereignis Mitteilung ma und erkte, daß
es ihm unbekannt ſei, was in der tralrada vorgekommen iſt.
Um 85 Uhr abends wurde der ukrainiſche Miniſterpräſident von
dem deutſchen Generalkonſul benachrichtigt, daß die Erklärung der
ukrainiſchen Regierung nach Berlin übermittelt worden iſt.

Die übrigen Mitglieder der Zentralrada und der Regierung
haben entſprechende Proteſte gegen das Eingrefen in die inneren
Angelegenheiten der Republik, gegen Verletzung der Kon-
ſtitution, des Völkerrechts und der Völkerbe-
giehu a n erhoben.

Blitzſchnell hat ſich die Nachricht in der ganzen Ukraine ver-
breitet. Aus verſchiedenen Orten wird bereits gemeldet, daß dort
Unruhen entſtehen und daß das Land infolgedeſſen von der
äußerſten Anarchie vedroht wird.“

Genoſſe Scheidemann ſchloß ſeine Rede mit den Worten:
Er gebe der Regierung den Rat, wenn fie mit den Vorkomm
niſſen im Oſten nicht eipwerſtanden ſei, die Rolle von Sitz
redakteuren für andere nicht weiter zu ſpielen, ſondern auch
vor der Oeffentlichkeit den Leuten die Verantwortung zu über
laſſen, die die Dinge verſchuldet haben.

Neue Kohlenſchächte im Feuer.
Weſtfrouf, Ende April.

Von dem nordfranzöſiſchen Kohlenbecken, das im Frieden allein
zwei Drittel der Gefamtproduktion Frankreichs lieferte, befindet ſich ſeit
Oktober 1914 der größere Teil mit den wichtigen Minen von ÄAnzin
(die allein 16 500 Arbeiter ehe Aniche, Denſtn, Lens, Licoin
und Courrieres (bekannt durch die Grubenkataſtrophe on 1906, bei der
1200 Bergleute umkamen), in deutſchen Händen. Die blutigen Kämpfe
des Jahres 1917, die nördlich Arras, zum Teil zwiſchen zerſtörien
Zechen und toten Arbeiterkolonien ſich abſpielten, haben den Franzoſen
nur einen ſchmalen Streifen diefer koſtbaren Erde zurückgebracht. Mit
deſto größerer Energie haben ſie ſich auf die Ausbeutung desjenigen
Diſtrikts geworfen, der ren von lang an verblieben war. Von Lens
und Douſi ziehen ſich die Flöze unter den Schützengräben hinüber ins
Becken pon Bethune. Wenn man auf eine der zahlreichen Schutthalden
hinter der deutſchen Front ſteigt, ſieht man zwiſ Lens und Bethune
einen Wald von Schornſteinen, Fördertürmen und „Foſſen“, wie die
Fran de jen ſie nennen. Bis dicht hinter ihre Front hielten ſie dieſe
Bruben und Hütten, Stahlwerke und Maſchinenfabriken in Betrieb.
Sechs Millionen Tonnen ſollen nach franzöſiſchen Meldungen dieſe
Gruben des Pas de Calais gefördert haben, viel mehr als vor dem
Kriege. So drückend war die Kohlennot, daß die vorgeſchobenen Foſſen
im Feuer arbeiteten, die Familien der Bexgleute in Betonunterſtänden
wohnten mit Gasmasken verſehen waren wie Soldaten.

Nun liegt ſeit einigen Wochen auch das Induſtriebecken von Bethune
unter ſchwerem deutſchen Zerſtörungsfeuer. Das tiefe Loch von Eſtaires
flankiert ſeit dem 9. April auf nahe Entfernung die Jnduſtriebahn
Bethune--Lillers--Aire, den Nerv des ganzen hochwertigen Replers.
Damit iſt der franzöſiſchen Kriegführung ein ſchwerer Schlag t

zugleich namenloſes Elend über Tauſende von Arbeiterfamilien neu
hereingebrochen. Der J Cadet klagt in der Humanite: Das
Los iſt gefallen unſer Kohlenbecken im Pas de Calais iſt ernſtlich be
droht. Der Feind iſt beſtrebi, ſeine Lebensadern, die Bahnen, die zum
Abtransport der Kohlen dienen, unter ſeinem Feuer zu halten und ſtört
dieſen Verkehr dadurch erheblich. Auch ſind bedeutende Orte, wo die
n mit ihren Familien wohnen, bedroht und müſſen geräumt
werden.

Es handelt ſich nicht nur um die Kohlengruben on Lillers und Ar
mequin. Fliegerphotographien zeigen, daß das Gebiet zwiſchen Saint
Omer und Bethune mit zahlreichen rauchenden Kriegsbetrieben ckt iſt,
die auf keiner Friedenskarte verzeichnet waren. Beſonders die Anlage
der Geſellſchaft „Les Acieres de France“ bei Jsbergues, ſüdöſtlich Aire,
ſind um das vielfache vergrößert worden. Wir kannten ſeit langem jede
Einzelheit in dieſem Gelände auch die zahlreichen Munitionsdepots,
Artilleriewerkſtätten, Flughäfen. Jeht hämmern ſchwere greäler
batterien auf den Fabriken van Bethune auf den wichtigſten Sleiſen,
auf den langgeſtreckten, glasgedeckten Hallen der Stahlwerke.

Dr. Adolf Köſter, Kriegsberichterſtatter.

Von der PaläſtinaFront.
K tinopel, 7. Mai. i: Der Feindiſt auf das w

ries iſt damit beoDie Möglichkeit einer Sarg e iſt als s
gungvorher. Od t dritten Le Rvatung Regierung und der re a

n l die Dauer von 26 Wochen zu erſetzen.

r t vom 6.ich erane zurückgeworfen. a

s 5P m J Großes Hauptquartier, 7. Mai.
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An vrſtöße engliſcherKompagnie. Zwiſchen Ancere und Somme ſetzte der Feind
Auſtralier zu Angriff an. Beiderſeits der Straße
Corbis Dray konnten ſie unſere vordere Linie erreichen; im
übrigen brach ihr z liger Anſturm ſHon vor unſeren Poſien

2 Der Artilleriekampf hier bis Tagesr r T gieden Starmabteil über den
rim on unur r e a die feindlichen Stellungen bei Conrey vor

und brachten Gefangene zurück.
An der übrigen Front vereinzelte Vorfeldkämpfe.

r Oſten.Jn den Hafenanlagen von Marinpol wurden wir durch
ruſſiſche Schiffe beſchoſſen.

Mazedoniſche Front.
Etarke engliſche Abteilungen rig geſtern abend bulgariſche

Stellungen ſüdlich vom Dojran- See an. Sie wurden abge
wieſen.

Afiatiſcher Kriegsſchauplatz.
Der Vorſtoß engliſcher Brigaden von Jericho aus über den

Jordan nach Oſten und Nordoſten iſt zum Sche tern gebracht
worden. Nach erbitterten fünftägigen Kämpfen wurde der Feind
in ſeine Ausgangsſieſlungen zurückgeworfen. Teile deutſcher Trup-
pen haben ſich hierbei an Seite ihrer türkiſchen Kameraden hervor
getan. Die den Engländern abgenommene Beute iſt erheblich.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Der Krieg zur See.
Berlin, 7. Mai. Amtlich. Eines unſerer Unterſeeboote

unter der bewährten Führung des Kapitäunlentnants Viebeg hat
im Aermelkanal fünf bewaffnete, tief beladene Dampfer mit
zuſammen ſechzehntauſend Br.-R.-T. verſenkt.

er Chef des Admiralſtabes der Marine.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Das Arbeitsprogramm des Reichstages.
Der Aelteſtenrat des Reichstages J am Dienstag abermals

uſammenkunft ab, weil ſich die Notwendigkeit ergeben hatte,
rbeitsplan in einigen Punkten abzuändern. Die in der

letzten Sitzung beſchloſſene Ausſprache über Zenſur und Be
lägerungs z u nd ſoll wegen einer längeren Dienſtreiſe des
Staatsſekretärs Wallraf bis nach Pfingſten verſchoben werden.
Dafür ſoll nach Erledigung des Haushalts des Reichswirtſchafts
amis der Haushalt der Marine in errie erledigt werden.
Dann folgen die Haushalte des Re und des Reichs-
a Man hofft, mit dieſem Arbeitsſtoff bis zum Donners
ag nächſter Woche fertig zu werden, an welchem Tage die Pfingſt

ferien beginnen ſollen.

Jm Ernährungsausſchuß des Reichstags
erklärte Staatsſekretär v. Waldow r re die Not
nicht beſeitigt werden könne, ſolange die Decke ſo knapp ſei. Hoffent
lich könne der Bedarf im nächſten Jahr reichlicher bedacht werden.
Die Beſorgnis, daß die Kleintierhaltung die allgemeine Ernährung
ſchädigen könnte, iſt nicht begründet. Gegenüber einer Bemäng-lung, daß Kartoffeln nach Deutſch- Böhmen geliefert worden ſeien,

bemerkte der Staatsſekretär: Jn Deutſch-Böhmen hat es ſich in
der Tat um einen weſentlich durch Mißernte hervorgerufenen

Notſtand gehandelt und zwar für einen Grenzbezirk.
urch Vermittlung des Auswärtigen Amtis wurde dringend die
ilfe des Kriegsernährungsamts angerufen, darauf ſind dann zur
bwendung dieſes ſchweren Notſtandes 4000 Zentner Kartoffeln

geliefert worden, ein Quantum, das für unſere Gefamternährung
ar keine Rolle ſpielt. Vielleicht wird es auch noch notwendig
ein, einigen anderen Nachbarbezirken mit kleinen Kartoffelmengen

auszuhelfen.

eine
den

Getränkeſteuern.
Der Ausſchuß beendete die erſte Leſung des Bierſteuerge-

S Nach längerer lebhafter Diskuſſion wird der von
er Beratung zurückgeſtellte Abſatz 2 des g 3 in folgender Faſſung an-

genommen:
Einfachbier im Sinne dieſes Geſetzes iſt Bier mit einem Stamm-

würzegehalt bis 452 Prozent, Starkbier mit einem Stammwürzegehalt
von mehr als 1254 Prozent, Abweichungen von nicht mehr als
28 Prozent bleiben außer Betracht.

Anders lautende Anträge der Sozialdemokraten und des Zentrums
ſind dadurch gefallen.

Die Vutez ehur ElſaßLothringens in den Geltungsbereich des
Bierſteuergeſetzes kann durch Beſchluß des Bundesrates und des Reichs-
tages erfolgen, nicht, wie im Entwurf, nur durch Beſchluß des Bundes
rats allein.

Eine weitere Der Diskuſſion rief noch der Antrag auf Auf-
hebung des Rechtes der Gemeinden auf kommunale Beſteuerung des
Bieres hervor. Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde gegen 9 Stimmen
abgelehnt, ein nationalliberaler Antrag. nach Aufhebung der kommunalen
Bierbeſteuerung vom 1. April 1920 an den Gemeinden 5 Proz. von der
Bierſteuer zu vergüten, wurde angenommen.

Die Entſchädigungsfrage der durch die Wirkung des Geſetzes ge
ſchädigten Brauerei- und Goſtwirtsangeſtellten und arbeiter, die von
ſozialdemokratiſcher Seite durch einen zu S 67 geſtellten r v
wurde, wird durch Annahme eines Antrages Behrens in das Geſetz mit
aufgenommen, der Antrag Behrens lautet:

Werden Arbeiter oder Angeſtellte eines Brauereibelriebes dadurch
beſchäftigungslos oder erleiden ſie dadurch eine Verminderung ihres
Verdienſtes, daß die dem Betriebe zugewieſene Jahresmenge ganz oder
teilweiſe auf eine andre Brauerei übertragen wird, ſo hat der über
tragende Brauereibeſitzer ihnen den entſtehenden Einnahmeausfall für

ür Streitigkeit hierüber ſind,
wo Gewerbe oder Kaufmannsgerichte beſtehen, dieſe, ſonſt die Amts
gerichte zuſtändig.

gilt auch für Kriegsteilnehmer, die unmittelbar vor ihrem

Eintritt hindurch in einem ſolchenn das 55 mindeſtens ein Jahr
Brauereibetriebe ſtigt waren, ſofern vor ihrer Entlaſſung aus dem
Heere eine Uebertrogung ſtattgefunden hat.

Das Vierzollgeſez wird ohne Diskuſſion gegen die ſozialdemokra
n e bewen Gege den in iter Leſ ledigt.neen zu beiden Ge werden in zweiter Leſung erledigNächſte Sitzung wir swe

Gemeindewahlreform u SchwarzburgVudolſtadt.eſt

Teile halten 50 im Brückenkopf ſeits der aJericho Tell--Nimrin. Nach Ausfagen von nen betragen Jn der legte Landtagsſitzung kam die von unſerer Fraktion
die feindlichen Verluſte bis 50 Prozent, bei der Artillerie ſogar ſchon mehrmals Reform der Gemeindeordnung
bis 80 Prozent. Unſere Patroillen d is an den Jordan zur Beratung. Die bisherigen Beſtimmungen machten das Wahl
vor. Südlich der genannten St ſtieß eines unſerer Kavallerie ſt von Grund und Boden abhängig, wodurch die
regimenter in unaufhaltſamer Verfolgung über den Jordan r terklaſſe in den r Gemeinden völlig entrechtet war.

bis r h nd r viel Regierung hat nun Vorlage nach der inInfanterie und Artilleriemunition, und anderes Zukunft jeder Ein r mi zwei Jahre amKriegsmaterial. Auf dem weſtlichen nufer lebhafte Artillerie Orte an iſt S unter Ein kommen

ticteit Zuku kann. Demteuer in
Vioert

Rechtsausſchuß des

und S. mit h el igt iſt jeder Eie zwei r w. v. e Mart Jahre
einkommen verſteuert. iſt ferner jeder Kriegs
teilnehmer ohne Rückſicht auf die Dauer des Wohnſitzes und

des Einkommens für ſeine Lebenszeit. Der Begriff „Kriegs
er“ ſoll tolerant gehandhabt werden. Als Kriegs

teilnehmer gilt jeder, der während des Krieges zum Heers
eins gegen war.

er Landtag nahm das Geſetz einſtimmig an, ebenſo einen
Vorſchlag des Rechtsausſchuſſes, die Regierung möge bald möglichſt

2 re en en, z die e an e Wn vor s Geſetz ſoll ſo frühzeitig erfolgendie erſten ch nach el nach dem Verhältniswahlrecht
vor z gehen Wnnen. Das neue Geſetz bedeutet einen entſchie
denen Fortſchritt. Unſere Genoſſen werden unter ihm Erfolg bei
den Wahlen erzielen können.

Gewerkſchaftliches.
14. Generalverſammlung der Bäcker und

Konditoren.
k. r. Leipzig, 7. Mai 1018.,

Zweiter Verhandlungstag.
Die Diskuſſion über die Geſchäftsberichte füllte den heutigen

Tag voll aus. en die eigentliche Tätigkeit des Verbandsvor-
ſtands wurden nicht nur keine Einwendungen erhoben, ſondern
ie mehrfach lobend anerkannt. Allgemein kam großes Bedauern
ber die Abſicht des Vorſitzenden Allmann, ſeinen Poſten nieder

zulegen, zum Ausdruck. Man hofft, Allmann zu bewegen, ſein
Amt weiter auszuüben. Jm übrigen drehte ſich die Auseinander-
ſetzung faſt nur um die Haltung der Generalkommiſſion und des
Verbandsorgans. Die Oppoſition iſt ſehr ſtark vertreten und
nehmen ihre Vertreter faſt ſämtlich das Wort. Die Kritit richtete
ſich gegen die allgemeine Politik der Generalkommiſſion, im ein
zelnen gegen den Anſchluß an den Bund für Freiheit und Vater-
land, gegen das Schreiben an General Gröner und gegen das
J der Generalkommiſſion anläßlich des Berliner Streiks.
Die Haltung der Generalkommiſſion verteidigten beſonders Land-
tagsabg. Strobel- Mannheim und der Vertreter der G.-K.
Kube- Berlin. Strobel ſagte, diejenigen, die jetzt von dem Ver
bandsorgan eine politiſch neutrale Haltung verlangten, wollten
in Wirtlichkeit dies nicht, ſondern daß das Organ ihren Stand-
punkt vertrete. Er polemiſierte beſonders gegen den Wortführet
der anderen Richtung, Barth-Berlin. Wie die Situation am
4. Auguſt 1914 geweſen ſei, hätte die Partei keine andere Haltung
einnehmen können. Es ſei falſch, daß die Gewerkſchaften den
Klaſſenkampf aufgegeben hätten, das zeigten doch ſchon die
Lohnbewegungen des eigenen Verbandes. Mit der Politik des
4. Auguſt hätten ſich die Gewerkſchaften auf den realen Voden
begeben, den ſie immer beſchritten hätten. Durch den Anſchluß
an den Bund für Freiheit und Vaterland habe man ſeine Grund
ätze nicht aufgegeben. Der Bund ſei ein Gegengewicht gegen die

aterlandspartei.
Kube wies auf den parteipolitiſchen Charakter der vor

liegenden Anträge hin. Die Generalkommiſſion ſtehe auf dem
Standpunkt, van die Gewerkſchaften nicht über Parteifragen ent
r ſolle. Der Parteiſtreit müßte aus den Gewerkſchaften
ern gehalten werden. Durch die Behandlung des Streits in den

Gewerkſchaften könne die gewerkſchaftliche Tätigkeit leiden. Die
Politik des 4. Auguſt ſei kein Produkt der Generalkommiſſion,
ſondern ſie baſiere auf einer emg die der Abg. Haaſe für
die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion abgegeben habe. Dieſe
Politik habe die Generalkommiſſion bekräftigt, indem ſie der Er
klärung beigetreten 7 Kube wies dann die einzelnen Vorwürfe
gegen die G.-K. zurück und erſuchte um Ablehnung der geſtellten
Anträge, die ſich gegen die G.-K. richten.

Jn längerer Gegenrede verteidigte dann u. a. nochmals Barth
den Standpunkt der Oppoſition.

Bei der Abſtimmung wurde folgender Vermittlungs
an trag einſtimmig angenommen:

„Die Generalverſammlung kann ſich nicht mit allen Maß
nahmen der Generalkommiſſion während des Kriegs einverſtan
den erklären. Sie erklärt, daß oberſter Grundſatz gewerkſchaftlicher
Politik die Neutralität ſein muh, und daß daher politiſche
Streitigkeiten innerhalb der Partei auszutragen ſind.
Der Vorſtand wird beauftragt, bei der G.-K. dahin zu wirken,
daß dieſelbe nur gewerkſchaftliche Jntereſſen vertritt.“

Damit wurden die übrigen Anträge zur gewertſchaftlichen
Kriegspolitik als erledigt erklärt. Gegen einige Stimmen wurdeen daß die Jnternat. Korreſpondenz nicht mehr auf Ver
bandskoſten an Angeſtellte geliefert werden darf. Annahme fand
auch ein Antrag, daß das Fachblatt in politiſchen Fragen unpar-
teiiſch redigiert werden ſoll.

ie Verhandlungen wurden dann auf Mittwoch vertagt.

Letzte Nachrichten.
Genf, 7. Mai. Die Humanite bereitet auf den Austritt

Portugals aus der Entente vor. Die ententefeindliche
Stimmung im Lande wachſe zuſehends.

Genf, 8 .Mai. Jn Nantes wurden zwei Mädchen, Joſephine
Alvarz und Victorine Faucher, wegen Spionage hin gerichtet.

Wien, 7. Mai. Die deutſche Arbeiterpartei Hielt geſtern ihren
Reichsparteitag ab, der unverzüglich die Errichtung eines ge
meinſamen Ernährungsamtes für Oeſterreich und
Deutſchland forderte.

Kopenhagen, 7. Mai. Berlingſke Tidende meldet aus Stock-
holm: Eine furchtbare Minenkataftrophe ereignete ſich geſtern
bei Veſterdik. Eine an Land getriebene Mine ſollte von
Marinemannſchaften entladen werden, explodierte jedoch vorzeitig
mit ungeheurer Gewalt. Sechs Perſonen wurden ſofort getötei,
zwei tödlich verletzt. Unter den Geiöteten befindet ſich ein ſchwe
diſcher Marineoffizier. Die Leichen der Geköteten wurden weit
hinweggeſchleudert.

London, 6. Mai. (Reuter.) Jn der nächſten Zeit wird ein
britiſches Schiff von 6400 Tonnen, das elektriſch betrieben
wird, in Fahrt gebracht werden. Das Schiff wird acht bis zehn
Prozent mehr laden können, als ein gewöhnlicher Dampfer von
dieſer Größe und verbraucht weniger Brennmaterial.

h

Städtiſcher VMahrungsmittelverkauf.
Eier. Freitag, vormittags von 8--12 Uhr Nr. 5001--9 500,

nachmitt von 2--6 Uhr: Nr. 9501 14 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon zwei Stück
für 33 Pfennig.

Quark. Freitag auf Abſchnitt 5 des beſonderen Bezugsſchein
ür Kinder und der Lebensmittelſcheine Nr. 38 501-42 000
n den Milchhandlungen von rin rſterſtraße

Schönherr, Grünſtraye 12 und Jander, Unterberg 7. JedePerſon Pfund zum Preiſe von A.
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empfehlen unsere großen Lager in

Zum Efingstſeste
Herren und Knaben Anzügen

Neuheiten: Strohhüte, Krawatten, welche Kragen, Hosenträger usw.

ENDEPOLS PUNKER
Halle a. S. Große Ulrichstraß

Bekanntmachung.
Die Jnhaber von Gaſtwirtſchaften werden aufgefor

dert, die auf ihren Betrieb entfallenden Zuckermarkenund Vezugsſcheine für Süßſtoff, und zwar die Geſchäfts
inhaber mit den Anfangsbuchſtaben A--H, am Mitt-
woch, dem 8., diejenigen mit den Anfangsbuchſtaben J--P,
am Freitag. dem 10., und diejentgen mit den Anfangs-buchſtaben Z am Sonnabend, dem 11. Mai 1918, vor
mittags von 8--121 Uhr im Stadternährungsamt, Markt
platz II. Obergeſchoß, Zimmer 9 abhzuholen.

Ein Ausweis iſt mitzubringen.

Halle, den 7. Mai 1918. Der Magiſtrat.

e Bekanntmachung J
Dig Handeraussfellung Das Aktion

ist bis zum 20. Mal 1918 jeden Tag von 10 bis 1
und von 4 bis 7 Uhr geöffnet. Eintrittsgeld 20 Pf.,
Montags 1 M. Führung um 11 und 4 Vhr, daran
schließt sich am 1., 6., 13. und 16. Mai die Be-
stchtigung der Betheke- l ehmann- -Stiftung.

Halle, am 29. April 1918.
Der Magistrat.

Buchhandlung Zoalksſtimme, Halle

L. n n a L.

Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer
vor dem holländiſche ſkandinaviſ FriedensIomitee in Stockholm am 6. Jult 1817 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Ve
erſchienen. Aus dem Jnhalt heben
Die imperialiſtiſchen GrundurſaEntente als e Die vent
der Zentralmächte. D nkreiſung Deut W
lands. Die Größe der Gefahr ger D
land. Der Ausbruch der KHriſis

Die Broſchüre iſt auch durch jede Bugtandlung
zu bezieben. Der Preis heträot 1.--

Zu beziehen durch die
buchhanülung Volksstimme, Br. Urichstr. 37

Bettfedern, Daunen

fertige Betten
empfiehlt 11008

Eduard Graf, Halle
Markt 11.

IIIIII IDie Jnternationglſtät und der ſirieg

von Karl Kautsky Preis 20 Pf.
ElſaßLothringen und die ozialdemokratie

von Hermann Wendel Preis 40 Pf.
Zu haben in der

Mur für Frauen und Mädchen

Kinder unter 16 Jahren haben keinen Zutritt.
freitag, 10. Mai, 8 Uhr abends, in den Thaha-Sälen:

Vortrag von Frau Professor Milka-Fritsech-Köntgsberg:
Wie sichere ich meiner und meiner Familie

Gesundheit?
Sinkrift hosfenſos.
Kriegsamtsteſſe Magdehburg.

Deutsche Gesellſchaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten.

S Ortskrankenkasse Halle.

ca DeAchhancungäg ühwnm

t rernaprechor 5407 HAI. LE ar. Ulrichstraße 27

M M innC

G Empfehlenswerte Schriften belehren-
S den und unterhaltenden Charakters:
s Die Gleichheit Zeichen zur Vorkechtnng

J Einzelnummer2 In freien Stu nden er r
teressante Erzählungen für jede Athentertamilie. Wöchentlich

J 10

C eine Nummer zum ise von 18 P.
C

Mustriert litisch-satirischDer Wah re acob

Nummer e 15 Pl.C Berliner Illustrierte Zeitung

Einzelnummer 10 Pf.8 Arbeiter -Gesundheits- Bibliothele
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

ſchiedene Bändchen ä 20Pk.
Dokumente zum Weltkrieg

c Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
J der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderel/Sonntagszeitung/Deutesche Modenzeitung

C

„Schmelzers Höhe“
Fiehendorffstr. 19

Ausſchank des beliebten Hackerbrän, München,
und Pilſener der Brauerei Fr. Günther.

Familienverkehr Treſſpunkt für 9kater.
Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt ein

Familie Fr. Emmer.

C C

Alt ielt

Prei

Gustav
Uhren u. Muſi
untere Leipziger Str.

Sonnt et von „30 bi9,30 u und mittag
von 11,30 bis 1,30 Uhr.

7

Dauernd Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Crpiare h v r igrie
Von R. Dreſcher.

Zu beziehen durch die

700

Umpreßhüte
werden angenommen. Preis J.50 M.

Lieferzeit J--4 Wochen.

Umarbeitungen nach
vue3 neueſter Foem.
Große Ruswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße JI, gegenüber der Burg.

Kknaben-Waschanzüge
einzelne Hosen und Blusen in allen s 3

sehr preiswert.nabenStrohhüte

verschied. Formen in billiger u. großer Auswahl.

Aunben- Sehüler- un Soldaten Aünren

in verschied. Farben

KaufhausH. Flkan, Leipziger Str. 87.
222

Am Himmelfahrtstage
nachmittags 31 Uhr:

Konzert
vom Görlach-Orchester

Abends 71 VUhr:
Ahbend- Konzert

Eintrittspreise:
Erwachsene 50 Pf., von
7 Uhr an 35 Pf., Kin-
der 20 Pf., Militär ohne
Dienstgrad vormi

10 Pf., nachm. 20 Pf.
Bei ungünstigem Wetter
finden die Konzerte im

Saale statt. [1170

Himmelfahrt früh
7-9 VUhr:

EkrühRonzert
Kur s 3i Uhr:ki urzKon Orchester.

Eintrittspreise:
Erwachsene Frühkonzert:
25 Pf., Nachmtttagskonzert:
35 pr. für Kinder früh
und nachmittags 20 Pf.

r t1s9haben 6uitigke 10, t
Vur- onzert

Schuhe
e mit Lederſtücken

Kkadh- heute

Donnerstag, 9. Mai 1918
Anfang 7,30 Uhr. Ende 16,15 Uhr

Wiener Blut.
Operette von Strauß.
Freitag, 10. Mai 1918

Anfang 7,30 Uhr Ende 10,90 Uhr

König für einen Tag
Komiſche Oper von Adam.

g. Flachsmann als

Ah
Donnerstag, den 9., Mai,

Uhr: ſ1171
Knehinoaier orzonaizgeimot.

Schauſpiel von Sudermann.

Faſt neue echte [928

Küchen, immer-Eindte hege änke,
Vertikos, Sofas, Matratzen(große Auswahl) empfiehlt

ſ. T ger er
die Cleicyhen

eingetroffen.
Dohnendlung osstimmoe

Hale, Gr. Virichstraße 27

e ein c e iot
warz mir t

velehinn v u



eilage ur Volksſtimme.
Nr. 104.

R c dgdgq acucl 92

Um was es
Die Jnſtanzen der Unabhängigen verfuchen im Volksblatt

mit einer 255 Spalten langen Erklärung den großen Ein
druck jener Aufklärungen abzuſchwächen, die der Sozialdemo-
kratiſche Verein für Halle und den Saalkreis ſowie Genoſſe
Herzig in unſerem Blatte über die Vorgänge wegen des Volks

blattes gegeben haben, nachdem die Unabhängigen ſelbſt erſt
ein teils ſchiefes, teils überhaupt unwahres Bild darüber
verbreitet hatten. Aber ihr Bemühen wird vergeblich ſein,
denn ſoweit ſie nicht die Darſtellungen von unſerer Seite
direkt beſtätigen, ſühren ſie derartig haltloſe Momente ins
Feld oder reden gar ſo ſehr daneben, daß jeder auch nur halb
wegs kritiſche Leſer die Hohlheit dieſer neuen Aktion klar
durchſchaut. Allerhöchſtens könnten ſie eins erreichen, und das
mag wohl mit die Feder dieſer Leute geführt haben: daß
ſie durch ihr Anführen von allen nur möglichen und unmög-
lichen Dingen die Leſer in einer Weiſe verwirren, die es
dieſen mindeſtens ſtark erſchwert, zu ſehen, um was es nun
eigentlich geht. Und hauptſächlich dieſem Manöver gegenüber
ſeien nochmals die Hauptſtreitpunkte klar herausgeſchält,
unter gleichzeitiger Abfertigung der unabhängigen Argumente.

Die erſte und hauptſächlichſte Differenz, aus der ſich alles
andere von ſelbſt ergibt, beſteht darin, daß ſich auch die Un
abhängigen noch als „Sozialdemokratiſcher Verein für Halle
und den Saabkkreis“ bezeichnen, trotzdem ſie von der alten
Partei zu einer neuen Partei übergetreten ſind, während wir
dieſes Recht für uns allein in Anſpruch nehmen. Sie ſagen
darüber in ihrer neuen Erklärung: „Die Frage, welcher
Sogialdemokratiſche Verein der 1889 gegründete iſt, iſt für uns
und die überwiegende Mehrheit der Parteigenoſſen von Halle
nicht zweifelhaft. Die Ausführungen der „Aufklävung“ über
die Zentralorganiſation der Partei beweiſen in der Richtung
gar nichts. Auch nach der Statutenänderung von Chemnitz
waren die Kreisvereine durchaus ſelbſtändig. Sie hatten ihren
Pflichtteil an Beiträgen an die Zentrale zu ſchicken das war
alles. Sie gingen ſogar bei Wahlen ſelbſtändig vor, regelten
die Kandidatenaufſtellung ſelbſtändig und haben ſich durch die
bloße Anerkennung der Zentraliſation vor allem nicht im
mindeſten des Rechts an ihrem Eigentume begeben. Man zeige
uns eine Beſtimmung im Statut, die ſich ſo auslegen ließe,
daß die Geſamtpartei allgemein Verfügungsrecht oder Mit
verfügungsrecht über die Parteiblätter, Parteihäuſer uſw. be
ſäße! Die gibt es nicht, und in unſerm Falle ſteht das Be
W. des Vereins vom Volksblatt ohnehin unanfecht-

Wenn mans ſo lieſt, möcht's leidlich ſcheinen und ein mit
unſeren Organiſationsverhältniſſen nicht ganz genau Ver
trauter könnte ſchon darauf hineinfallen. Aber es iſt nicht ſo.
Gewiß ſind die Kreisvereine ſelbſtändig, aber doch nicht als
Ding an ſich und zum Selbſtzweck, ſondern innerhalb des
Rahmens der Geſamtpartei und um der geſamten deutſchen
Sozialdemokratie zu dienen. Es wäre ja auch noch ſchöner,
wenn eine politiſche Partei irgendeiner Wahlkreis- oder gar
nur Ortsopganiſation ſoviel Selbſtändigkeit laſſen würde, daß
dieſer winzige Bruchteil des Ganzen machen könnte, was ihm
beliebte. Damit wäre ja keine einzige Aktion, wäre über-
haupt kein Vereinsleben möglich, es bedeutete den offen
baren Selbſtmord der geſamten Organiſation!
Selbſtändigkeit iſt nur ſo zu verſtehen, daß eine Wahkkreis-
organiſation innerhalb eines beſtimmten, genau umgrenzten
Rahmens machen kann, was ihr beliebt, daß ſie aber auch. dabei
und vor allem darüber hinaus den Beſchlüſſen der geſamten
Partei und der von ihr eingeſetzten Zentralinſtanzen unter
worfen iſt. Dieſe Selbſtändigkeit umfaßt hauptſächlich eine
gewiſſe eigene Kaſſenführung, eine gewiſſe Freiheit in der
Aufſtellung von Kandidaten zu den verſchiedenſten politiſchen
Aemtern, wie zum Reichstag, Landtag uſw., in der Anſtellung
von Redakteuren, Sekretären und dergleichen. Aber ſchon in

bezug auf die Kaſſenführung gilt die Verpflichtung, einen
Teil der Einkünfte an die Zentralſtelle nach Berlin abzu

Nein, die

Halle, r den 8. Mai 1918.

ſich handelt!
liefern, und ſie iſt in dieſer Weiſe mehr aus praktiſchen Grün-
den als aus Prinzip geſtaltet worden. Und in bezug auf die
beiden übrigen Gebiete iſt doch ſtehendes Recht, daß dabei die
Zentralinſtanzen meiſt ein gewichtiges Wort mit ſprechen,
weshalb ſie denn auch ſogar ſchon wiederholt eingeſchritten
ſind, wenn ſie glaubten, daß bei ſolchen Auf und Anſtellungen
die Jntereſſen der Geſamtpartei nicht genügend berückſichtigt
worden wären. Darüber hinaus aber ſind die Kreisorganiſa-
tionen den Jntentionen der geſamten Partei und ihren zen-
tralen Jnſtanzen bedingungslos unterworfen. Erinnert ſei
nur an die Beſchlüſſe über die Beteiligung an den preußiſchen
Landtagswahlen, an das Stichwahlabkommen bei den Reichs
tagswahlen von 1913 und ähnliches mehr, um das ſofort ge
nügend zu illuſtrieren.

Nach alledem konnte auch der Sozialdemokratiſche Verein
für Halle und den Saalkreis nicht einfach machen, was ihm
beliebte; und wenn die Mehrheit ſeiner Delegierten auf der
Generalverſammlung vor genau einem Jahre beſchloß, den
Verein der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei anzu
gliedern, ſo war das ein nach vielen Richtungen hin rechtsun
wirkſamer Akt. Erſtens verpflichtete er die Mitglieder zu
nichts, da ihr einſtmaliger Beitritt zur Sozialdemokratiſchen
Partei vollſtändig ausſchließt, ſich auch einmal einer andern
Partei überliefert zu ſehen. Zweitens konnten jene Delegier-
ten wohl für ſich als Perſon, nicht aber für den Verein ſprechen,
alſo nur ihren eigenen Uebertritt bewirken, denn der Verein
iſt feſtgefügter Beſtandteil der Geſamtpartei und demnach
einfach nicht von dieſer zu trennen, ganz abgeſehen von
der Ueberſchreitung der Befugniſſe einer Kreisorganiſation,
die darin liegt. Drittens aber iſt es unmöglich, durch einen
ſolchen Beſchluß einfach das Eigentum der alten Partei (Geld,
Jnventar, Preſſe) einer neuen Partei zuzuſchanzen, teils weil
das alles doch nur von Sozialdemokraten für die Zwecke der
Sozialdemokratie beſchafft worden iſt, teils weil die Mitglieder
ſelbſt auch darüber gar nicht befragt worden ſind, vor allem
jedoch, weil eben doch ſo wie die Kreisorganiſation auch deren
Eigentum der Geſamtpartei zugehört. Hier hätte einzig und
allein den Unabhängigen nur eines geholfen, wenn ſie voll
ſtändig klare Beziehungen ſchaffen wollten: daß ſie außerhalb
des Sozialdemokratiſchen Vereins für Halle und den Saal
kreis eine Organiſation der Ungbhängigen gründeten und ſich
daran machten, aus eigener Kraft die notwendigen finan
ziellen und materiellen Agitationsmittel zu beſchaffen. So
haben ſie nur widerrechtlich an ſich geriſſen, was ihnen nicht
gehört, und müſſen es ſich nun gefallen laſſen, wenn die recht-

mäßigen Eigentümer ihre Anſprüche geltend machen.
Der zweite hauptſächlichſte Differenzpunkt ergibt ſich

daraus von ſelbſt und betrifft die rechtklichen Verhältniſſe des
Volksblattes. Den Unabhängigen paſſiert in ihrer neuen Er
klärung in bezug darauf der na, ſagen wir nachſichtiger
weiſe: der lapſus lingue, die Aufklärung von unſerer Seite
brächte „zwar die Begründung des Handelsrichters vom
Amtsgericht, unterläßt es aber man weiß, warum! das
Urteil des Landgerichts in derſelben Sache wiederzugeben, das
den Entſcheid des Handelsrichters beim Amtsgericht und ſeine
Begründung umgeſtoßen hat.“ Und deshalb bringen ſie nun
das ganze Urteil. Aber dieſe kleine Unterſtellung ſei ihnen
ruhig verziehen, denn wichtiger als die Frage, ob ungbhän-
giger Gewiſſenhaftigkeit die von unſerer Seite erfolgte Jn-
haltsangabe jenes Urteils genügt oder nicht, iſt doch die Tat
ſache, daß die Unabhängigen nun dieſes Urteil ſelbſt wieder
geben und daraus Proſelvten für ſich zu gewinnen ſuchen.
Was aber enthält dieſes UrteilDer erſte Richter, am Amtsgericht hatte auf die Be

ſchwerde Jöhnigs und Reinwands darüber, daß ſie als Ge
ſellſchafter des Volksblattes im Handelsregiſter gelöſcht wor-
den ſeien, entſchieden Die Beſchwerdeführer wären durch ihren
Uebertritt zu den Unobhängigen aus dem Sozialdemokratiſchen
Verein für Halle und den Saalkreis geſchieden, was nach dem

2. Jahrgang
4

Geſellſchaftsvertrag des Volksblattes auch den Verluſt der
Mitgliedſchaft in dieſer Verlagsgeſellſchaft zur Folge habe.
„Da die Einziehung eines Geſchäftsanteils ein Rechtsgeſchäf
gegenüber dem betroffenen Geſellſchafter iſt, waren Reiwan
und Jähnig bei der Amortiſationserklärung ihrer Anteile
nicht ſtimmberechtigt und brauchten infolgedeſſen zu dieſen
Akt nicht zugezogen zu werden.“ Die zweite Jnſtanz aber,
an die ſich die Ausgeſchloſſenen dann gewandt haben, das Land
gericht, hat ſich auf einen andern Standpunkt geſtellt. Sie
deklarierte: „Jähnig und Reiwand waren neben Herzig Ge
ſellſchafter und Geſchäftsführer. Sie waren alſo nach S 51 des
Geſetzes betreffend Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung
zu der Verſammlung zu laden, welche über die Einziehung
ihrer Geſchäftsanteile entſcheiden ſollte. Streitig iſt, ob ihnen
ein Stimmrecht hätte eingeräumt werden müſſen (vgl. Staub-
Hachenburg Anm. 21 zu s 47). Staub bejaht dieſe Frage.
Verneint man aber auch dieſe Frage, ſo hatten Jähnig und
Reiwand doch ein unbedingtes Recht auf Ladung und Ge-
hHör.“ Da nun dieſes Recht verletzt ſei, ſo ergeb ſich die Un-
geſetzlichkeit der Einziehung ihrer Geſchäftsanteile. Ausdrüchk-
lich wird jedoch hinzugefügt: „Bei dieſer Sachlage kann zu
nächſt unentſchieden bleiben, ob die Beſchlußfaſſung der Mehr-
heit des alten Vereins zur Unabhängigen Sozialdemokratie,
einer neuen Partei überzutreten, lediglich eine nach S 16 der
Satzungen zuläſſige Satzungsänderung enthielt, ob alſo der
Verein, dem die Mehrheit angehören wollte, der am 19. April
1889 gegründete Sozialdemokratiſche Verein blieb, oder ob es
ſich um eine neue Vereinsgründung handelte.“

Wir halten dieſes Urteil nicht für ſtichhaltig und ſind be-
gierig darauf, zu hören, ob das Kammergericht unſerer Auf
faſſung beitreten wird. Aber abgeſehen davon ergibt ſich doch
daraus von ſelbſt, daß erſtens der Beſchwerde aus bloßen
formalen Gründen ſtattgegeben worden iſt, ohne alſo auf die
Hauptfrage einzugehen, von der alles andere abhängt: ob die
Unabhängigen wirklich noch das Recht haben, ſich als Sozialdemokratiſchen Verein für Halle und den Saalkreis zu be
zeichnen. Am allerwenigſten aber haben dann die Unabhän-
gigen irgendeine rechtliche Grundlage für ihre Behauptung

die hiernach aufgeſtellt wird Genoſſe Herzig wäre „ſeiner
Geſellſchaftereigenſchaft durch Beſchluß und notariellen Akt,
an dem er auf Einladung hin mitgewirkt hat, entkleidet wor-
den, außerdem haben ihn ſeine Mitgeſellſchafter als Geſchäfts
führer abberufen.“ Nein, ſo ſteht die Sache nicht. Das er-
gibt ſich ja eigentlich auch von ſelbſt aus den eigenen Angaben
der Unabhängigen. Am 7. April ſind Jähnig und Reiwand
im Geſellſchaftsvertrag ordnungsmäßig gelöſcht worden. Am
13. April aber wollen dieſe ſo aller Funktionen enthobenen
Ex- Geſellſchafter wieder den Genoſſen Herzig geſtrichen haben,
trotzdem die Unabhängigen ſelbſt angeben, daß die zweite Be
ſchwerde-Jnſtanz die Rücktragung Jähnigs und Reiwands
erſt am 17. April beſchloſſen hat. Das iſt doch vollkommener
Unſinn! Hinzu kommt aber noch, um die Una
gänzlich abzuführen, daß dieſe zweite BeſchwerdeJnſtanzlich die Wiederherſtellung des alten Zuſtandes, alſo Werte die

Löſchung des Genoſſen Herzig beſchloſſen hat, daß wegen der

endgültigen Regelung noch der Beſcheid des Kammergerichte
abgewartet werden muß, und daß endlich gerade darauf hin
der Handelsrichter beſchloſſen hat, die Beſchlußfaſſung über die
Erſetzung Jähnigs und Reiwands durch Döltz und Dreſcher in
Verlag des Volksblattes bis zur Entſcheidung durch das
Kammergericht auszuſetzen, „weil ſie zur Entſcheidung über
dieſe Frage von ausſchlaggebender Bedeutung iſt.“

Aber gerade, weil das ſo iſt, weil das alles ſo klar liegt,
gerade deshalb bedeutet der Gewaltſtreich gegen Herzig eine
um ſo größere Jnfamie, an der jedes noch ſo ſpitzfindige
Drehen und Deuteln nicht das geringſte mildern kann. Dies
immer wieder klar hervorzuheben und gegen alle Verdunke-
lungsverſuche zu ſchützen, das iſt eine gerade jetzt ſehr not
wendige Aufgabe. Und ſie ſoll durchgeführt werden auch gegen
alle noch ſo fulminanten Erklärungen der nnabhängigen
Jnſtanzen hin.

a Handel und Wandel.
Von F. W. Hackländer.t wie ihr es mir jetzt noch anſeht,“ fuhr der Schneider

fort, „kann man von mir nicht ſagen, daß ich ſehr robuſt und
von ſtarkem Körperbau ſei. Damals, das ſind nun ſchon vierJahre, war ich noch etwas ſchmächtiger, wonach ihr euch leicht

vorſtellen könnt, daß ich wie ein Kind neben der JungferRoſine ſtand. Doch ſchreckte mich das nicht ab, vielmehr dachte
ich an den unſterblichen Schiller, wenn er ſagt, daß nur das

Ungleiche einen guten Klang gibt und daß ſich das Harte ſtets
mit dem Weichen verbinden müſſe.

„Ob Jungfer Roſine,“ fuhr der Schneider fort, „von
meiner Liebe damals eine Ahnung hatte oder nicht, wer weiß
es? Daß ſie mich nicht zärtlich wieder liebte, das konnte ich
allenfalls wohl ſehen, doch glaubte ich deswegen nichts von den

Sticheleien meiner Hameraden, wenn ſie einander ziemlich laut
ins Ohr raunten, daß Jungfer Roſine eine ernſtliche Lieb-
ſchaft mit einem gewiſſen Ulanenwachtmeiſter habe, den auch
ich ſehr wohl kannte. Daß ſie zufälligerweiſe gewöhnlich am
Fenſter war, wenn die Schwadron vorbeiritt, und daß ſie dem
Wachtmeiſter zulächelte, wenn er eine eine Bewegung mit
dem Säbel gegen ſie machte, hatte ſchon ſeine Richtigkeit. Aber,
mein Jott! was konnte ich daraus Arges abnehmen?
kannte den von früher her, kam auch hier und da ins
Haus, kurz, ich ſah nichts Böſes dahinter. Da eines Tags
ſchickte mich der Meiſter zu Jungfer Roſine hinauf, um ihr
einen neuen Ueberrock anzumeſſen, den ich die Ehre haben ſollte
n Jch maß, o Jott! Und wenn ich auch zehnmal
zuſchaute, ob ich nicht ein falſches Maß erwiſcht habe, und
wenn ich das Leder auch noch ſo ſtark anzog, es blieb nicht mehr
bei den Vierundzwanzigen.“

„Oho!“ lachte Bruder Dangziger, „das hab ich mir gedacht!“ „Jch dachte aber nichts dabei,“ ſagte der Schneider

ſchwermütig; „ich maß in meiner Unſchuld ruhig fort, und
nicht einmal das Lachen meiner Kollegen unten, als ich g
Zahlen in das Maßbuch eintrug, vermochte e eigen
danken in mir zu erregen. Roſine warJe ſener den mit el herchnng, ene e rahrn ſchlafe

die Hoffnung, endlich ihr jungfräuliches Herz erweichen zu
können. Mit keinem ſprach ſie ſo freundlich, und ſtets war
eines ihrer teuren Kleidungsſtücke bei mir in der Werkſtätte,
um es gauszubeſſern. Daß ich für dieſe kleinen Aufmerkſam-
keiten nicht unempfindlich war, könnt ihr euch denken. Bruder
Danziger, haſt du eine Jdee davon, was Schmachten heißt?“

„Jawohl, jawohl,“ rief der Schloſſer, „wenn ich auf der
Reiſe kein Geld mehr hatte und das Fechten nicht gelingen
wollte, da hab ich geſchmachtet.“ „O Bruder,“ erwiderte
der Schneider ſanft, „du biſt entſetzlich proſaifch! Nein,
ſchmachten mit der Geoliebten iſt was ganz anderes. Du kommſt
abends aus dem Bierhauſe heim, wo du nur an fie gedacht, es
iſt ſpät in der Nacht, du biſt weich geſtimmt, dein Herz ſingt:

Es regnet und es ſchneit,
Es geht ein kübler Wind,
Es ſchlafen alle Leut
Und alle Burgerskind.“

Der Schneider ſchwieg und ließ das Haupt auf die Bruſt
ſinken. Nach einer Weile fragte einer den anderen: „Nun, wie
gings weiter?“ „Eines Abends ſpät,“ fuhr jener fort, „kam
ich aus dem Bierhauſe Er ſchüttelte wehmütig den Kopf.
„Nein, erbaßt mir die Geſchichte der ſchrecklichſten Nacht meines
Lebens für jetzt wenigſtens; die Erinnerung iſt mir gar zu
ſchwer und ich bin entſetzlich müde. Morgen ſollt ihr hören,

Er wie meine Liebe zu Grabe ging.“
Es war allermittelſt ſehr ſpät geworden; die Oellampe

auf dem Geſims zuckte ſterbend zuſammen. Der Schneider
ſprang von der Pritſche auf und präparierte ſich zum Schlafen,
wie er es naännte, indem er ein kattunenes Schnupftuch um
den Kopf wickelte, den Neck auszog und ihn, ſo gut es ging,
über ſeinen Körper deckPhilipp hatte ſich wer der Erzählung des Schneiders

eine Weile ſelbſt vergeſſen; jetzt aber ſaß er wieder troſtlos
auf der Ecke der Pritſche und konnte ſich nicht entſchließen,
ſeine Glieder auf das harte Holz auszuſtrecken. Er hätte
auch wahrſcheinlich die ganze Nacht ſo ſitzend zugebracht, wenn
ihm der Schneider nicht Mut eingeſprochen: eine eingige

Nacht könne man es auf der Pritſche wohl aushalten, mon
gen müſſe alles im Leben lernen, und mit einem ruhigen Gewiſſen

man überall gut. Was das letztere betraf, ſo konnte

ſich Philipp deſſen rühmen, und als er, den Ermahnungen
des Schneiders folgend, ſeinen armen Körper auf der harten
Pritſche in die beſte Lage gebracht, fiel er nach all den Müh-
ſeligkeiten des Tages in einen feſten Schlaf, der bis an den
hellen Morgen dauerte.

Um dieſe Zeit wiegte er ſich gerade in angenehmen
Träumen. Er war mit Jungfer Barbara im erſten Stock
lehnte vertraulich mit ihr an einem Fenſter, das in Hof
und Garten hinausging, und freute ſich an dem herrlichen
Gottesſegen, der dort gedieh. „Das iſt alles dein,“ ſprach
eine weiche ſchmelzende Stimme, die er wohl kannte; „das
iſt alles dein, und drunten die Hühner im Hofe find dein,
und das Spezereigeſchäft Reißmehl und Komp. iſt dein und
heißt jetzt Reißmehl und Philipp.“ Es war dem guten
Philipp im Traum nicht anders, als wäre alles ſchon fein:
die Blüten nickten ihm ordentlich zu; die Hühner drunten
ſchienen die tiefſten Reverenzen zu machen, und aus der Küche

ſtrömte ein Duft empor, wie von friſchgebackenen Hochzeit-
kuchen. Da krähte der Hahn und Philipp fuhr erſchrocken
von der Pritſche in die Höhe. Verſchwunden war ſein ſüßer
Traum, aber der Hahn hatte wirklich gekräht und krähte zum
zweiten und zum drittenmal, und als ſich Philipp erſtaunt
nach dem Tier umcſchaute, ſah er, daß es der Damenkleider-
macher war, der wieder wie geſtern hoch auf der Pritſche ſaß

und luſtig krähte, wobei er ſeine Morgentoilette machte.
Bruder Danziger wälzte ſich ihm zu Füßen, unmutige Worte
zwiſchen den Zähnen murmelnd und die beiden Schreiner-
geſellen hatten ſich zärtlich umarmt und ſchnarchten aufs
eifrigſte, Bruſt an Bruſt und Naſe an Naſe. Gott! er war
nicht im erſten Stock bei Jungfer Barbara, er roch nicht den
Duft der ihm zu Ehren gebackenen Hochzeitkuchen: er war im

Arreſt; im Gefängnis, im Kerker. Jetzt ſtand der ewig
Abend wieder klar vor ihm, er hörte die unglücklicheheulen, er ſah die Laterne zertrümmert am Boden ſeger

und ſeine Glieder zitterten aufs neue vor Schreck, als er
davan dachte, wie er geſtern abend von den Schergen fortge-
ſchleppt worden war. Dieſe Betrachtungen waren ſo ſchmerz-
lich, daß ſie den Unglücklichen aufs neue niederdrückten, und
er ſaß da auf der Pritſche troſt und hoffnungslos, die Hände
gefaltet und den Kopf tief auf die m hinabgeſenkt.

Fortſetzung folat.
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Himmelfahrt.
Die Gräſer ſtehen grün und üppig; gelbe, blaue und weiße

elche heben ſich frühlingszart und lachend aus dem üppigen
Wieſengrund. Die junge Saat ſteht ſchon hoch. Ein Specht häm
mert im Walde. Die dunkle Glockenſtimme eines Kukus hallt aus
der Ferne.

Zwei Verwundete ſchritten langſam und läſſig fürbaß. Jhre
weißen Verbände leuchten ſchneeig aus dem prangenden Grün.
Dem Finen liegt der Arm in der Binde, der Andere trägt den
Schädel turbanarkig verbunden. Beide haben blaſſe Geſichter,
wie ſie Menſchen eigen find, die lange Zeit ans Krankenbett ge
feſſelt waren. Das macht ſie für den erſten Eindruck alt und ver
graucht. Aber in all ihren Bewegungen liegt doch die Jugend.
Und aus den großen, grauen Augen ſchaut ein im Kriege noch nicht
völlig erloſchenes Kinderglück.

Mit zärtlichen Augen ſchauen beide auf das frühlingsjunge
Land hinaus. Der Armwunde hält eine langgeſtielte, blaue Blume
zwiſchen den Zähnen; der Kopfverletzte trägt einen Büſchel flam
wendgelber Himmelsſchlüſſel in der Rechten. Eng und feſt müſſen
die beiden Feldgrauen mit der Scholle verwachſen, unmöglich kann
das Häuſermeer einer Stadt ihre Heimat in der Jugend geweſen
ſein. Nur ſchwach hebt ſich das Grüngrau ihrer Waffenröcke aus
dem Farbenallerlei der Natur. Die beiden jungen Krieger ver-
ſchwimmen und verſchwinden faſt in dem Rutengewirr der Büſche,
in dem Geſtengel der Gräſer und Halme, in dem Gekraus jungen,
noch gartgefalteten Blattwerks.

Und der Specht hämmert noch immer. Des Kukuks Glockenruf
Ringt und ſchwingt, nur von kurzen Pauſen unterbrochen, aus der
Ferne. Hummeln ſummen. Falter gaukeln im gelben Licht. Kleine,
puhzige Wölkchen haben weiß den Himmel getupft. Und die beiden
Feldgrauen tragen ihre weißſchimmernden Binden durch die junge
Frühlingspracht. Hart hat daußen im Kampfe eine tückiſche Kugel
ihr blühendes Leben geſtreift. Aber ſie waren nicht der Sichel des
Todes verfallen. Und nun umſonnt ſie der Glanz des Himmel
fahrttages.

Wann kommt der Steuerzettel
Das ift keine müßige, ſondern für viele Leute eine recht wichtige

Nach dem preußiſchen Einkommenſteuergeſetz läuft das Steuer
ſjahr vom 1. April bis 31. März, und zu Beginn des Steuerjahres
ſind den Steuerpflichtigen die Veranlagungsſchreiben zuzuſtellen. Jn der
Friedenszeit wurde das auch im r r eingehalten; die Steuer

kamen immer im April oder Mai zur Verteilung. Während des
konnte das aber nicht immer eingehalten werden.

n der Stadt Halle kamen in den letzten Jahren die Veran-
kagungsbenachrichtigungen immer erſt im Juli, teilweiſe noch ſpäter zur
J g, ſo daß dann im Auguſt die Steuerbeträge zuſammen für
r erteljahre (April bis Juni und Juli bis Sept.) zur Einhebung

Die Erfahrungen waren damit im großen und ganzen recht
ungünſtig; die Steuerverwaltung hatte zwar weniger Arbeit, auf
der andern Seite fiel es aber den Steuerpflichtigen recht ſchwer, den
aufgel doppelten Betrag ſofort bezahlen zu können. Es mußten
damn vielfach Ratenzahlungen bewilligt werden, die dann auch wieder
Scherereien im Gefolge hatten.
v WMan iſt deshalb in Halle beſtrebt, wieder die frühere allviertelfähr

kommiſſionr
Einhebung einzuführen. A

nicht von dem Vorſitzenden der V
3 den ſtädtiſchen Steuerbureaus (R
doch ſoll das in aller Farye r ſo daß noch im des

die Verteilung der Zettel im Juni die Einhebung der
nar ſich geht. Jm Intereſſe der Steuerzahler wäre es gut, wenn das
noch bewerkſtelligt werden könnte. Ein Schmerz wird nicht dadurch geſinder, daß er zunächſt e wird, dann aber um ſo ſtärker au t.

Bei vielen Steuerzahlern wird ohnehin in dieſem Jahre die Steuerkrä anſehen Die Stadt Halle erhebt allerdings, wie im

nur 220 vom Hundert Zuſchlag zu der Staatsſteuer.infolge der allgemein geſtiegenen Einkommen gelangen höhere
äge, höhere Steuerſtufen zur Einhebung. Da trotz des höheren

aber infolge der riefigen Verteuerung der Lebenshaltung

der Sten IlWe du höheren r. r w.
Arbeite B des JahresS e über 3000 L rc. un

Steuererklärung (Selbſtein ickt erhalten. Auch dadurcha Lohen nd l Sie einerWeſe als früher.

W
C Frnchtbare Jeiten erleben wir gegenwärtig. Der Roggen iſt in

dieſem Jahre ſchon ſehr lang. Am 1. Mai ſoll ſich eine Krähe in ihm

werſtecken können. Jn dieſem Jahre kann es der Haſe ſchon. Auch
das Sommergetreide zeigt einen vorzüglichen Stand. Die Saaten ſind

ſehr gut aufgegangen und prangen im üppigſten Grün. Die Wieſen
ſind ſelten weit. Es wird bald Grünfutter geben und das iſt bei der
Futterknappheit ſehr zu begrüßen. Wir hatten bisher prächtiges Früh
jahrswetter; hoffentlich ſind uns die kommenden „geſtrengen Herren“

ig und gehen ohne Froſt vorüber. Nur einen kühlen, naſſen
e Froſt, damit wir wieder eine Kriegsernte wie 1914 machen

haben in dieſem Jahre eine ſelten ſchöne Baumblüte, die

che Obſternte erhoffen läßt. Alle Obſtſorten, auch das Beeren
ben in dieſem Jahre gute Blütezeit gehabt und ſchön geblüht.
nt uns ein niederſchlagsreiches Jahr bevorzuſtehen, denn die

der Eſche: „Kommt die Eiche vor der Eſche, hält der
Wäſche

Von den Sfandesämtern. Zur E ennahme von Todesa
B s am 9. Mai (Himmelfahrt) vormittags von 83

ſeit

Z r m

F e Frauen und Mädchen VDorkrag. eitag, den 10. Mai, abendswird in den Thalia-Sälen Frau e p
Geſchlechtskrankheiten und Erkrankungen der Frau ſprechen

zwar auf Veranlaſſung der ſte e der
eſchlecht

B
Kriegsamtſtelle Magdeburg. Das andre da erfahren, wie
man ſich ſchützen kann, wo man Hilfe und Rat ſpendet, wie das Mädchen,
We ſich und ihre Familie geſund erhält. Es wird nur für Frauen

Mädchen geſprochen. Keine ſollte fehlen, jede den Vortrag hören
und ſo Belehrung für das Leben mit heimnehmen. Der Vortrag iſt
für und M aller Stände und. völlig unentgeltlich.
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hrungsamtes gemocht werden muß.

Ueber den Verteies n r der zbekannt: In der Zeit 31. Mai darf die r
ſtellung von Erſatzlebengmitteln erfolgen, als eine En der ittelſtelle über dieGenehmigung der betreffenden atzlebensmittel nicht herbeigeführt
werden konnte. Die ohne Gen hergeſtellten Erſatzlebensmittel
dürfen aber erſt dann angeboten, ehalten, verkauft oder ſonſt in
Verkehr gebracht werden, wenn ſie igt worden ſind. nſt
weilen ſind ſie von den Fabrikanten auf Lager zu nehmen. DerStaatskommiſſar für Volksernährung hat darauf vhgewgen n die
rn von Erſatzlebensmitteln ohne Gen e
während der Uebergangsfriſt den Fabrikanten trifft und daß die Herſtel
lung nicht genehmigter Erſatzlebensmittel keinen Anſpruch auf Suleneuns
der Genehmigung begründet. Den rikanten wird daher dring
empfohlen, zu prüfen, ob ſte auf Grund der Bekannkmachung des
Reichskanzlers vom 8. April 1918 über die Grundſätze für die Erteilung
und Verſagung der Genehmigung vorausſichtlich auf Genehmigung
rechnen en. Die Errichtung von Erſatzmiitelſtellen wird ſ. Zt. be
kannt gegeben werden. Bis dahin ſind Anträge wegen Genehmigung
an die Bezirks-Preisprüfungsſtelle Halle, Schmeerſtraße 1, zu richten.

Sſcherung der Luxusſteuer. Eine am 5. Mal in Kraft etene
Bundesrats Verordnung zur Sicherung der Luxusſteuer trifft Vorſorge,
daß die nach ihrem Jntrafttreten erfolgten Lieferungen in Luxusgegen

änden der Steuer nicht entgehen, und daß anderſeits die Geſchäftswelt
der Lage iſt, mit dieſer Steuerpflicht zu rechnen und entſprechend

ihre Preiſe einzuſtellen. Dabei beſchränkt ſich die Verordnung auf die
drei erſten Gruppen des S 7: Edelmetall, Edelſtein- und ſonſtige Ju
welierwaren, Kunſtgegenſtände und Antiquitäten, d. h. die hauptſäch
lichſten und ausgeſprochenſten Luxusgegenſtände. Der Kaufmann, der
derartige Luxusgegenſtände im Kleinhandel, d. h. alſo nicht zum Zwecke
der Weiterveräußerung, vertreibt, hat eine Rücklage in der Höhe der 9
planten Steuer, alſo von 20 vom Hundert, bei Edelmetall, Edelſtein
und Juwelierwaren und von 10 vom Hundert der vereinnahmten Entgelte
bei den übrigen Gegenſtänden zu machen und ſie für die ſpätere Be
ſtederung bereit zu halten. Außerdem hat er ein Buch zu führen, in das
er bei ſeder Lieferung den Gegenſtand nach der handelsüblichen Be
zechowg, den Tag der Lieferung, den Betrag des Entgelts, den Tag
der Zahlung und den zurückgelegten Betrag eintragen m Jm übrigeniſt jede weitere Velaſtigun der Geſchäftswelt vermieden, insbeſondere

bleibt es dem Geſchäfisinhader völlig überlaſſen, in welcher Weiſe er die
u und ob er ſie überhaupt getrennt von ſeinem ſonſtigen
Betri rmögen aufbewahren will. Er muß ſich nur darüber klar
ſein, daß er für eine ſpäter von ihm Steuer das Geld bereit
halten muß. Neben den Geſchäften fallen auch Verſteigerungen unter die
Verpflichtungen der Verordnung, ebenſo auch die Entnahme von Luxus.
gegenſtänden durch den Geſchäftsinhaber aus ſeinem eignen Betrieb
zu Privatzwecken.

Hie Synodalvertreler für Kirchen in der P Sachſen
haben kürzlich ihre diesjährige Konferenz in Halle abgehalten. Nach dem
von Herrn Dr. Sannemann erſtatteten Jahresbericht ſoll die Kirchenmuſik
im Jahre 1917 trotz des Krieges weiterhin aufwärts gegangen ſein.
Haben auch Kirchenmuſikbeamte infolge ihrer Einziehung vertreten und
gemiſchte Chöre vielfach und Kinderchöre erſetzt werden
müſſen, ſo hat ſich doch die Sangesfreudigkeit der Gemeinden gehoben.
Die kernigen Lutherlieder ſind wieder zu Ehren gekommen. Außer feier
lichen Gottesdienſten hat das Reform kjahr zahlreiche muſi
kaſche Veranſtaltungen in Stadt und Land mit ſich gebracht. Kirchen

kaliſche Konferenzen für Geiſtliche und Kirchenmuſikbeamten fanden
in vielen Ei eiſen ſtatt. Reiche Geldſpenden dienten der Erwei
terung von Kirchenchören und r Neugründung von Kur
renden. Den Vortrag von Profeſſor Biehleunſeres Glockenweſens und die
unſerer Gußſtahlglocken“, eine überaus zeitgemäße Frage, da viele
Bronzeglocken von der Heereslei enteignet wurden, weitere Ein
ziehungen zu erwarten ſind und an eine ſofortige Wiederherſtellung nach
dem Kriege kaum zu denken S Die lehrreichen Ausführungen des Vor
tragenden gipfelten in dem Wunſche, daß nicht nur techniſche, ſondern
vor allem auch muſikaliſche Glockenprüfer und abnehmer ebildet
werden möchten. Demgemäß wurde von der Verſammlung der Antrag
an das Kgl. Konſiſtorium angenommen, eine Glockenberatungsſtelle in
der Provinz einzurichten und beim Ev. Oberkirchenrat einen auch von
allen anderen Provinzen zu beſchickenden wiſſenſchaftlichen Kurſus zur
Ausbildung von Glodenprüfern bei der techniſchen Hochſchule Char-
lottenburg anzuregen. In Bezug auf die neuer Glocken und
dem Abſchluß von Verträgen wurde zu größter Vorſicht und Geduld
geraten.

Ach, es i ä Der Merſeburger Correfpondentberichtet: Der v elektriſchen Fern n Wer e
war am Sonntag nachmittag wieder ein ſo gewaltiger, daß es unmöglich
war, alle die Perſonen, die die Bahn benutzen wollten, mitzunehmen.
Auf den Halteſtationen konnte überhaupt niemand mehr einſteigen. Jn
den Wagen herrſchte ein fürchterliches Gedränge, das die Benutzung der

Bahn zu Se Pickee re Vor r er er auf der
ion en nen ab, r unge a ſich hierbei auch inge Landtagsabgeordnete unwürdig

en, ſoll nur beiläufig erwähnt werden. eiter dürfte es un
n ſein, die Kartoffelhamſterer mit ihren großen Körben und
äcken vor dem übrigen Publikum vorzuziehen, namentlich an Sonntagen.

llerdings hilft ja hier ein „kleines Trinkgeld' für den Schaffner weſent
lich dieſes unſaubere Gewerbe noch zu begünſtigen. Auch wäre
es angebracht, die Schaffner einmal energiſch anzuweiſen, Ueberfüllungen
einfach nicht zuzulaſſen und daß dieſe nicht voreilig deim Entrichten des
Fahrpreiſes das ſelbſtfeſtgeſete „Trinkgeld“ einbehalten. Weit korrek
ter denehmen ſich da die Schaffnerinnen. Sie treten energiſcher auf und
wahren ihre Auffichtsrechte und pflichten. Das Publikum trägt aber
weitaus den größten Teil der Schuld an dieſen „Höllenſfahrten“; es ſollte

allem den Anordnungen des Fah Folge leiſten.
einahe unglaublich klingt es, wenn ein Zug, beſtehend aus drei Wagen,

am nachmittag von Merſeburg nach Halle 340

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
s tadtthoater.

Enna in Szene.

mittag e n rffaheung der Dperene Die Roſe von Stamdul von Fall. erh.

Aus der Probdinz.
Sachſen und der Mittellandkanal.

Die Zweite Kammer des ſächſiſchen Landiages hat kürglich be
ſchloſſen, die hier wiederholt erwähnte Petition des Leipziger
Kanalvereins, die Frage des Slſter-Saale-Kanals
Staatsfrage zu erklären und auf Preußen im Sinne einer baldigen
Ausführung des Kanals zu wirken, dex Regierung zur Erwägung

zu üderweiſen. Die Kammer ging damit über die Erklärung der
Regiernng, die Petition zur Kenntnis nehmen zu wollen, noch
einen i Nun hat die Erſte Kammer in Abänderung
dieſed Beſchluſſes noch einen weiteren Schritt getan, indem ſie Be

ung der Petition beſchloß. Die Zweite Kammer wird
zweifellos dieſer Zenſur beitreten. Für die endliche Ausführung
des Kanalprojektes haben dieſe Beſchlüſſe indeſſen nicht allzuviel
zu bedeuten, da die Entſcheidung doch von Preußen abhängt.

Provinzial Landtag.
Die Sitzung am Montag dauerte 20 Minuten. Jn dieſerk Zeit wurden alle Vorlagen r Eine des Provinzialaus-

ſhuſee und des Landeshauptmanns als Referenten vergbſchiedet.

Sie betrafen den Verwaltungsbericht des Provinzialausſchuſſes für
die Rechnungsjahre 1915 und 1916, die Abänderung des Statuts
des Provingialverbandes von Sachſen, Nachtrag zum Reglement
über die bei Dienſtreiſen zu gewährenden Reiſekoſten und Tage
gelder, den Bericht des Landtagsvorſtandes betreffend Wahlver
handlungen über die von 1918-1023 gewählten 139 Abgeordneten
für den Provinziallandtag.

e wurde ferner: Den Provingzialausſchuß zu ermäch
tigen, Kleinbahnunternehmungen innerhalb der Provinz zu unter
ſtüten durch Uebernahme einer Bürgſchaft. Die Fürſorge für die
hilfsbedürftigen aus den feindlichen Ländern oder den deutſchen
Ausſandskolonien aus Anlaß des Krieges in die Provinz Sachſen
zurückgekehrten oder noch zurückkehrenden preußiſchen Staats
angehörigen vom t. Oktober 1917 an nach Maßgabe beſonderer
Leitſätze unter Vorbehalt des Widerrufs auf den Provingialverband
unter der Bedingung zu übernehmen, daß die Kgl. Staatsregierung
dem Provinzialverbande zwei Drittel der entſtehenden Koſten er
ſtattet. Die Hergabe eines unvergzinslichen mit halbjähriger Friſt
kündbaren Darlehns von 26 000 M. an die Landwi ftskammer
für die Provinz Sachſen zur Stärkung des Sicherheitsfonds ihrer
Viehrückverſicherung. Ferner übernimmt nach einem gleichfalls
einſtimmig gefaßten Beſchluß die Provinz die Entſchädigung für
Verluſte an Rindern infolge von Jmpfungen gegen Milzbrand auf
Veranlaſſung des Landeshauptwanns. Zu dieſem muß das
ViehſeuchenEntſchädigungsgeſetz der Provinz nach dieſer Richtung
abgeändert werden.

Merſeburg. Das Abfangen von Nahrungsmittel-
hamſtern wird hier ſeit einiger Zeit ſyſtematiſch betrieben, und
faſt jeden Tag erliegen ihm mindeſtens etliche Opfer. Am Sonn
abend wurden nicht weniger als 18 Frauen aus Halle, Ammendorf
und Leipzig abgefaßt und die gehamſterten Kartoffeln und Eier
beſchlagnahmt. Hierzu bemerkt der Correſpondent: Das ſchärfere
Vorgehen der Polizei gegen dieſe Hamſterei hat den Zweck, endlich
dem Wucher ein Ende zu machen, den dieſe Frauen dann in den
benachbarten Großſtädten beim Wiederverkauf treiben. Ander-
ſeits will man aber auch ausfindig machen, von wem dieſe Frauen
die Kartoffeln noch kaufen können, während es den Behörden un
möglich iſt, von den Landwirten die dringend erforderlichen Kar
toffellieferungen aufzubringen. Es handelt ſich hier alſo um Feſt
ſtellungen, die gar nicht evergiſch genug durchgeführt werden
können. Beſonders ſcharf muß das Gebahren der Landwirte in
den meiſten Fällen handelt es ſich um ſolche im Kreiſe Querfurt
verurteilt werden, die angeblich keine Kartoffeln für die Heeres-
verwaltung und die Kriegewirtſchaft mehr abliefern, aber an ſolche
Frauen Kartoffeln in ziemlichen Mengen zu hohen Preiſen ver
kaufen können. Dieſem unwürdigen und vaterlandsfeindlichen
Treiben ein Ende zu macken, ift ein dringendes Gebot der heutigen
ſchweren Zeit.

Weißenfels. Lebensmititel verteilung im Stadt-
kreiſe. Nach der Kundenliſte kommen zur Verteilung: auf Marke
133 100 Gramm Grieß, auf Marke 134 1 Pfund Marmelade zum
Preiſe von 92 Pf. Die Verkaufszeit iſt auf Sonnabend, 11., bis
Freitag, 17. Man, feſtgeſetzt.

Naumburg. Neue Kohlenpreiſe. Rach einer Bekannt-
machung des Magiſtrats beträgt mit ſorgen Wirkung der Kleinhandelshöchſtpreis (einſchließlich der Koh e für mittel
deutſche Braunkohlenbriketts: bei Lieferung ab Stadthager 2 M.
für den Zentner, bei e h ins Haus 2.20 M. für den
Zentner. Jn dem Preiſe von 2.20 M. iſt das Tragen in den Keller
einbegriffen.

Halleſche Kriegsverluſte.
Preu Verluſillſie Nr. 1125. Ackermann, Ernſt, 22. 3. Halle

a. S., leicht verwundet; Baak, Wilhelm, 12. 10. Halle a. S., bisher
vermißt, verw. Bittner, Heinrich, 18. 9. Halle, disher vermißt, verw.
Brodte, Kurt, 24. 9. Halle, ſchwer verw.; Fiſcher, Kurt, Lin. d. L.,
2. 7. Halle, I. v. b. d. Tr.; Frauendorf, W Serg., 31. 1. Halle,
leicht verw.; Göpler, Franz, 21. 8. Cröllwitz, Saalkreis, l.
r Walter, 16. 2. Halle, geſtorben; Walter, 5. 11., Halle,

cht verwundet; Pfitzmann, Richard, 27. 6. Halle, vermißt,
27. 10. 14, nicht vermißt; Reuß, Otto, Serg., 22. 12. e, r
verwundet; Schlurick, Paul, 13. 10. Halle, geſt. infolge Krankheit; Welf
Erdmann, Serg., 15. 5. Halle, gefallen.

s Berluſtüſte Nr. 499. Kaziur, Hans, Sanit.-Gefr., 23. 2.

h J a u e ä 21. t Rverw. b. d. Tr.; Schmidt, .Stellv.war in Gefgſch. Donigton Hall (V. L. i
reu Verin 1126. Deege, re Gefr., 12. 4.lei et e Gefr., 1. 6. Gie ſtein b. Fexe,
verw.; Hellmich, Willi, Gefr., le 8. Halle, verw. Kuppe,

Mayx, 2. 10. Halle-Cröllwitz, gefallen; Mennigke, 29. 11.

3. 3. Halle, ſchw. verwundei; Richter, A. 8.
F Uwitz-Halle, ſchw. verw.; Rudel, Otto, 25. e,

verw.

durch Unfall verletzt; Mertens, Otto, 8. 1. Halle,

eicht

h re 500. Burkhardt, Herbert, 10. 10. Hale-
Preut iſhe

ſchw. verw.

Vertiuſſliſte 1127. r, 10. 9. lkreis, leicht verw.; Franke, Kurt, 9. T. h

n 28. 4. Halle, durch Unfall verletzt; Noglie, 20. 10.lle, leicht verwundet; Steinicke, Willy, 1. 12. n 10. 14;

rabhardt, Hermann, 9. 2. Halle, gefallen; Arthur, Lin.,
26. 2. Halle, ſchw. verwundet.

Vertnſcliſte Nr. 1128. Grieſe, Frig, 20. tGefgſch. 20. 11. 17; Kahle, Richard, e i 2 3
Wallenhauer,wundet; Koch, Paul, 25. 4. Halle, Rudolf, 11. 8.Halle, gefallen. c

Kaiſerliche Marine, Verluſillſte Nr. 144. zur Ver
n Nr. 141.) Kyritz, Karl, Maſch.-Mt., Halle, vermißt,

An unſere auswärtigen und Poſt
Abonnenten.

über

plare an der überwieſenen Anzahl ſind bei

nurlung der Ac e
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